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Der Stand der Gewerkſchaften 1901.

Die deutſchen Gewerkſchaften hatten im Vorjahre eine ſchwere
Prüfung zu beſtehen nach einer Periode des lebhaften wirt
ſchaftlichen Aufſchwunges ſetzte plötzlich mit vernichtender
Wirkung die Kriſe ein. Der Rückſchlag im Gewerbebetrieb
mußte die Arbeiterklaſſe am ſchioerſten treffen. Tauſende
ſahen ſich aus Lohn und Brot geſetzt und die in Arbeit
ſtanden erduldeten fortgeſetzt eine Verminderung ihres Ein
kommens.

Mit dem wirtſchaftlichen Aufſchwung waren die Gewerkſchaften
im ſchnellen Tempo gewachſen und es entſtand nun die Frage,
werden die Gewerkſchaften dem wirtſchaftlichen Druck wider-
ſtehen können, um auch in der Kriſe ihre Poſitionen behaupten
zu können, oder erfolgt wieder die für die Arbeiterbewegung
niederdrückende Rückwärtsbewegung. Zu unſrer Freude iſt das
letztere nicht eingetroffen. Wie die von der Generalkommiſſion
der Gewerkſchaften jetzt veröffentlichte Statiſtik über die Mit-
gliederzahl und die finanziellen Leiſtungen der Gewerkſchaften
ergiebt, hielten ſich die Organiſationen im Jahre 1901 auf der
Höhe des Vorjahres. Mehr konnten wir nicht erwarten, denn
der wirtſchaftliche Rückſchlag war ein zu ſchwerer, als daß er
ſpurlos an den Gewerkſchaften vorübergehen konnte.

Von den 57 Zentralverbänden, die der Generalkommiſſion
angeſchloſſen ſind, hatten nur 19 einen Mitgliederrückgang zu
verzeichnen, während 38 Qrganiſationen einen Zuwachs auf-
weiſen. Allerdings wiegt die Zunahme den Verluſt nicht auf,
aber der Verluſt beträgt nur 2917 Mitglieder bei einer Geſamt
mitgliederzahl von 677 510 ein unbedeutender Rückgang.

Die Bewegung in der Mitgliederzahl der freien Gewerk
ſchaften giebt folgende Tabelle an

Sontral In Lokal Be derJahr Organi- Mitglieder- Mit e vereinen Zuſ. ze

ſationen zahl ne ca Sglieder Organiſ.1891 62 277 659 10000 287659 13000
1892 56 237 094 4 355 7640 244 734 29700
1893 51 223 530 5 384 6280 229810 26526
1894 54 246 494 5 251 5 550 252044 194
1895 53 259 175 6697 10781 269956 11801
1896 51 329 230 15 265 5858 335 088
1897 56 412 359 14 644 6803 419 162
1898 57 493 742 13 481 17500 511 242
1899 55 580 473 19 280 15 946 596 419
1900 58 680 427 22 844 9860 690287
1901 57 677 510 23 699 9360 686870

Auch die übrigen Gewerkſchaftsgruppen dürften, ſoweit An
gaben vorliegen, ihren Mitgliederſtand gehalten haben.Die Hirſch-Dunckerſchen Sewerlſchaſten geben ihre Mitglieder-

ahl auf 96 765 an, es bedeutet dies gegen das Vorjahr ein
ehr von 5104.
Für die chriſtlichen Gewerkſchaften fehlen die Angaben für

das Jahr 1901, im Vorjahre zählten ſie 159 770 Mitglieder.
Die unabhängigen Vereine, die keiner der vorbenannten Rich-
tungen angehören, beziffern ihre Mitgliederzahl auf ungefähr

49 651, ſo daß nach dieſer Berechnung im Geſamt 903 056 in
Gewerkſchaften organiſierte Arbeiter gezählt werden können.

Jn den Zentralverbänden der freien Gewerkſchaften verteilt
ſich die Mitgliederzahl auf die einzelnen Organiſationen wie
folgtMetallarbeiter 102 905, Maurer 80869, Holzarbeiter 70 251,

Bergarbeiter 38 042, Fabrikarbeiter 31 857, Buchdrucker 30974,
Textilarbeiter 28836, Zimmerer 24 151, Schuhmacher 19585,
Handels, Transport und Verkehrsarbeiter 18274, Tabakarbeiter
17737, Bauarbeiter 17500, Schneider 16769, Hafenarbeiter
13 719, Brauer 12 121, Maler 11894, Buchbinder 9971, Stein
arbeiter 9000, Porzellanarbeiter 8702, Töpfer 7584, Glas-
arbeiter 7531, Lithographen und Steindrucker 6530, Schmiede
6392, Böttcher 6238, Maſchiniſten und Heizer 6000, Gemeinde-
betriebsarbeiter 5176, Lederarbeiter 4830, Bäcker 4651, Stein
ſetzer 4644, Bildhauer 4412, Tapezierer 4411, Sattler 4241,
Handſchuhmacher 3170, Werftarbeiter 3668, Kupferſchmiede
3525, Seeleute 2996, Dachdecker 2961, Hutmacher 2810,
Glaſer 2595, Schiffszimmerer 2033, Gaſtwirtsgehilfen 1950,
Stukkateure 1933, Müller 1838, Buchdruckerei Hilfsarbeiter
1815, Vergolder 1501, Fleiſcher 1464, Graveure 1380, Zigarren-
ſortierer 1654, Handlungsgehilfen 900, Kürſchner 850, Kon-
ditoren 814, Lagerhalter 625, Barbiere 515, Formſtecher 355,
Gärtner 323, BureauAngeſtellte 322 und Maſſeure 316.

Der Prozentſatz der organiſierten Arbeiter zu den im Beruf
Thätigen iſt in einigen Branchen ein ſehr hoher. Die Berech-
nung kann zwar auf Genauigkeit keinen Anſpruch erheben, da
die Berufszählung von 1895 zu Hilfe genommen werden mußte
und die Berufsgliederung nicht immer mit den Gewerkſchaften
Mag imm, dennoch giebt die Berechnung einen ungefähren

nhalt.
Es kommen für die gewerkſchaftlichen Zentralverbände 4977 765

Berufsangehörige (darunter 901 383 weibliche) die ſich den
einzelnen Organiſationen zuteilen laſſen, und 38528 Berufs-
angehörige in Frage, die nicht ſpezialiſiert in der Gewerbe-
ſtatiſtik ausgewieſen ſind, insgeſamt alſo 5016 293. Von dieſen
waren im Jahre 1901 16,04 Proz. männliche und 2,63 Proz.
weibliche, zuſammen 13,51 Proz. in den gewerkſchaftlichen Zen-
tralverbänden. Bei der Berechnung ſind in der Berufsſtatiſtik
die unter 18 Jahre und über 60 Jahre alten Perſonen aus-
eſchieden, als für die Organiſation weniger in Betracht
ommend. Die einzelnen Organiſationen hatten von den Be-

u v als Mitglieder herangezogen in Prozenten:
Bildhauer 73,53; Buchdrucker und Buchdruckerei- Hilfsarbeiter

72,06; Kupferſchmiede 54,24; Handſchuhmacher 51,50 (nach
Angabe des Vorſtandes 81,4): Steinſetzer 45,34; Glaſer 41,47,
Hafenarbeiter 39,09; Lithographen und Steindrucker 36,0;
Schiffszimmerer und Werftarbeiter 35,70; Tapezierer 35,44;
Maurer 34,08; Töpfer 32,05; Gemeindebetriebsarbeiter 29,70;
Brauer 28,64; Böttcher 28,52; Porzellanarbeiter 27,91 Ver-
u 26,52; Stukkateure 25,42; Formſtecher, Graveure und
Ciſeleure 25,16; Buchbinder 24,36; Zimmerer 23,71; Holz-
arbeiter 22,51; Hutmacher 21,69; Dachdecker 21,22; Glas-
arbeiter 21,09; Metallarbeiter 19,25; Maler 18,83; Schuh-
macher 18,11; Tabakarbeiter und Zigarrenſortierer 17,98;
Sattler 16,34; Maſchiniſten und Heizer 15,10: Seeleute 14,43;

79] (Nachdr. verb.)7 7 7Am die Frreiheit.
Geſchichtlicher Roman aus dem Deutſchen Bauernkrieg 1525

von Robert Schweichel.

Da erſchienen am Dienstag vor dem Oſterfeſt zwei Bevoll-
mächtigte des Reichsſtatthalters Ferdinand von Oeſtreich in
Rothenburg, und der Rat faßte wieder Mut. Sie ſollten
Sagen dieſem und dem Ausſchuſſe vermitteln, damit die feſte

tadt und ihre waffentüchtige Bürgerſchaft der „guten Sache“
erhalten blieben. gs darauf berief der Anſchlag der großen
Glocke die Gemeinde nach St. Jakob zur Verſammlung. Der
Ausſchuß hatte ſich erboten, in Gegenwart des Jnneren Rates
und der beiden kaiſerlichen Geſandten Graf Ruprecht von
Manderſcheid und Friedrich von Lidwach, über die von ihm
geprüften Beſchwerden und Forderungen der Bürgerſchaft zu
berichten. Als Stephan von Menzingen das Empor der Kirche
betrat, war es in ſeinen Mienen klärlich zu leſen, daß er ſich
des Sieges gewiß fühlte, und er ſchoß unter ſeinen breiten
ſchweren Augenlidern einen Blick auf die Mitglieder des Rates,
als ob ſie auf der Armenſünderbank ſäßen. Es war auch kaum
anders; denn ſein Bericht war eine ſchwere Anklage.
ſprach zunächſt davon, wie ihre Voreltern ſeit mehr denn hun
dert Jahren mit Steuern und Laſten überbürdet worden ſeien,
daher eine Aen erung im Beſten der Gemeinde getroffen wer
den müßte. Das Uebel hätte aber zum großen Teil ſeine
Wurzel in der ſchlechten Stadthaushaltung, und ſchonungslos
kennzeichnete er die Liederlichkeit, mit der die drei Steurer
ihres Amtes gewaltet, und die Leichtfertigkeit, der ſich der
Jnnere Rat ſchuldig gemacht, indem er die nur in Bauſch undVogen aufgeſtellten Rechnungen als richtig anerkannt habe.
Solches wäre nimmer geſchehen, wenn in den Räten nicht nur
die Geſchlechter vertreten wären, ſondern auch die niederen
Bürger. Der Ausſchuß fordere daher vor allen Dingen die
Wiederherſtellung und Erweiterung der Stadtverfaſſung von
1455.

Die weiteren Beſchlüſſe des Ausſchuſſes die er vortrug, be
trafen hauptſächlich die Verbeſſerung des Rechtsverfahrens,

Verminderung der Steuern und beſſere Ordnung des öffent-
lichen Rechnungsweſens. Es ſollten ferner die Beſoldung der
öffentlichen Aemter vermindert, die GewerbeOrdnung verbeſſert
werden. Ein anderer Artikel betraf die Reformation der Geiſt-
lichen. Alle geiſtlichen Perſonen, welche in der Stadt Pfründen
beſitzen, ſollten gleich anderen Bürgern den Bürgereid leiſten
und alle Laſten trogen. Alten, verlebten Prieſtern ſollten aus
dem Stadtſäckel jährlich fünfzig Gulden bis zu ihrem Tode ge-
zahlt werden, ſo ſie die Reformation anerkennen, die Pfründe
aber an die Stadt fallen. Alle jüngeren Prieſter von geſun-
dem Leib ſollten ein Handwerk lernen und ſich verehelichen.
Wenn ſie dieſes thäten, ſo bliebe ihnen zu ihrer Unterſtützung
die Pfründe auf ein oder zwei Jahre ungeſchmälert. Fügten
ſie ſich nicht, ſo würden ſie ſofort eingezogen. Die Bürger end-
lich ſollten von ihren Gütern keinen Zehnten mehr an die Geiſt-
lichkeit entrichten.

Als Stephan von Menzingen ſchwieg, beſtieg der kaiſerliche
Rat Friedrich von Lidwach die Kanzel. Auch er glaubte zu der
Gemeinde reden zu ſollen; aber es geriet übel. Schon am
Tage zuvor hatte er die Mitglieder des Ausſchuſſes trocken und
ſtolz angeherrſcht und verlangt, daß man dem Rate ſeine vor
malige Gewalt wiedergebe.

So goß er auch jetzt nur Oel ins Feuer, indem er die Ge-
meinde aufrühreriſch ſchalt und ihr unter Androhung ſchwerer
Strafe befahl, von der Empörung abzuſtehen. Da ſchwoll das
Murren, das ſich bei ſeinen Worten anfangs in der Kirche hatte
vernehmen laſſen, zu einem großen Getümmel an. Eine Stimme
rief, man habe den Teufel nach den Kommiſſarien geſchickt.
Andere wollten noch mehr Beſchwerden abgeſtellt wiſſen, und
ein Bürger ſchrie dem Ausſchuſſe zu: „Meine Meinung iſt,
man ſoll den Kommiſſarien die Köpfeé abſchlagen, ſo werden

wir ihrer am erſten los.“ MGraf Manderſcheid, der Beiſitzer des kaiſerlichen Kammer-
war, eilte auf den Predigtſtuhl, um den Sturm zu

eſchwören. „Nichts von Vergleich,“ ſcholl es aus der Gemeinde
u ihm herauf. „Unſer Recht wollen wir, könnt Jhr's uns nitſchaſſen, ſo mag Euch der Teufel holen.“ Es war Kilian

Etſchlichs knarrende Stimme, die es rief. Stephan von Men-
ingen erklärte feſt: „Nur wenn der Rat die Artikel unverän-
ert annimmt, wird der Ausſchuß die Sache den h

zum gütlichen v anheimſtellen.“ Da gingen die kaiſer-
lichen Boten zu den Sitzen des Jnneren Rates und rierten

5Lederarbeiter 14,12; Kürſchner 13,28; Bergarbeiter 10,15;
andels Transport und Verkehrsarbeiter 10,15; Steinarbeiter

9,25; Schneider 9,16; Fabrik und gewerbliche Hilfsarbeiter
9,01; Konditoren 8,14; Schmiede 7,02; Bäcker 6,26; Bau
arbeiter 5,34; Textilarbeiter 4,82; Müller 4,0; Barbiere 3,27;

leiſcher 2,60; Gärtner 0,58; Handlungsgehilfen und Lager
alter 0,53; Gaſtwirtsgehilfen 0,51.
Jn finanzieller Veziehung iſt das Ergebnis der Statiſtik ein

überaus günſtiges. Die Geſamteinnahme der Zentralverbände
erreicht im Jahre 1901 die Summe von 9 722 720 M., die
Ausgabe betrug 8 967 168 M. An Kaſſenbeſtand verblieben
am Schluß des Jahres 8 798 333 M. Die Einnahme über-
ſtieg die des Vorjahres um 268 645 M., die Ausgabe erhöhte
ſich um 879 147 M. im Jahre 1900. Jn dieſen Zuſammen
ſtellungen fehlen noch die Einnahmen aus Ertrabeiträgen in
den einzelnen Zahlſtellen ſowie die Verwendung dieſer Summen.

Wie ſich die Geſamtausgabe der Verbände im Jahre 1901
von 8967 168 auf die einzelnen Unterſtützungs- oder Ver-
waltungszweige verteilt, zeigt die nachfolgende Aufſtellung.

Es verausgabten im Jahre 1901 für:

Verbandsorgan in 56 Organiſationen M. 782 737

Agitation 324 755Streiks im Beruf 47 1 823 389Streiks in anderen

Berufen 97 55 403Rechtsſchußsßs 47 89 705Gemaßregeltenunter

ſtützung 39 1398 173Reiſeunterſtützung 38 607 127Arbeitsloſenunterſtützg. 22 1238 197Krankenunterſtützung 15 1T772 586

r 4 „130 941Sonſtige Unterſtützung 40 8 „194 668
Stellenvermittelung 10 a 5 502Bibliotheken 12 6 865Sonſtige Zwecke 45 „382 778Konferenzen und Ge-
neralverſammlungen 35 1390 740Beitrag an die General

kommiſſion 409 73 770Prozeßkoſten. 15 4 909Gehälter 3S4 „218 894Verwaltungsmaterial. 52 „216 186
Eine alle vorhergehenden Jahre weit überſteigende Erhöhungiſt bei der Ausgabe für Gemaßregelten- Unterſtützung mit 198 173

Mark gegen 97 092 M., Reiſe- Unterſtützung mit 607 127 M.
gegen 461 028 M., Arbeitsloſen- Unterſtützung mit 1237 198 M.
gegen 501 078 M. im Jahre 1900 zu verzeichnen.S Jahre 1901 war die Ausgabe für dieſe drei Unter
ſtützungszweige um 994 299 Mk. höher als im Jahre 1900.

Bemerkenswert iſt, daß die Streikunterſtützung von
2525 642 Mk. im Jahre 1900 auf 1878792 im Jahre 1901
zurückgegangen iſt. Die Lohnkämpfe wurden unter ungünſtiger
wirtſchaftlicher Konjunktur ausſichtsloſer, ſie mußten zurück
geſtellt werden, während das Unterſtützungsweſen zu höheren
Leiſtungen herangezogen wurde.

Gerade der Ausbau des Unterſtützungsweſens dürfte den
Gewerkſchaften in der Kriſe ihre Stabilität geſichert haben. Die

dieſem nun ſelbſt zur Annahme. Nur über die geiſtlichen Güter
könnten ſie nichts entſcheiden; dieſe müßten bis zum nächſten
Reichstage in Ruhe bleiben.

„Jch ſagte es den dere ſchon geſtern,“ ſprach Konrad
Eberhard mit zornbleichem Geſicht, „daß der Ausſchuß alle
Konzeſſionen dem Rate mit Gewalt abgezwungen hat. Jetzt
habet Jhr einen neuen Beweis dafür.“ Erasmus von Muslor
legte ihm beſchwichtigend die wohlgepflegte Hand auf den Arm.
Der Jnnere Rat fügte ſich und gab dem Geſandten Vollmacht,
den Vertrag in eine angemeſſene Form zu bringen. Ausge-nommen wurde von der Annahme der Artikel über die geſt-

lichen Güter. Mit Mühe gab der Ausſchuß in dieſem Punkte
nach. Es wurde zugleich beſtimmt, daß beide Teile die neue
Ordnung halten und alle vorhergegangenen Beleidigungen ab
und tot ſein ſollten.

Als die Gemeinde die Kirche verließ, erhob ſich hinter einem
Pfeiler des Seitenſchiffes der blinde Mönch, der dort als
ſtummer Zur geſeſſen hatte. Jm Hinausgehen traf
Valentin Jckelſamer auf ihn und fragte ihn, was er von den
Verhandlungen denke? Der Blinde erkannte ihn an der
Stimme und antwortete: „Ein halber Sieg iſt kein Sieg.
Jch gebe keine taube Nuß für den Vertrag. Der Ausſchuß
muß vorwärts, oder er wird unter die Füße getreten, ſei es
von den Ehrbaren, ſei es von der bäuerlichen Partei. Kein
Teil iſt zufrieden, ich hab's aus den Stimmen der Leute heraus-
gehört, wie ſie aus der Kirche gingen.“
Der Bürgermeiſter von Muslor lud die kaiſerlichen Räte

ein, das Werk auf der Herren Trinkſtube mit einem Becher
Weins zu begießen. Er lud auch Stephan von Menzingen
dazu ein der aber dankte kurz. Jndem trat Kilian Etſchlich
heran. „Jch möcht' die gnädigen Herren nur fragen, wies
jetzt mit dem Rechte ſoll ſein, das einer erſtritten hat und
kann's doch nicht kriegen ſprach er; „ſoll das jetzt auch ab
und tot ſein

Stephan von Menzingen ergriff ſogleich das Wort:
„Meiſter Etſchlich hat vor fünfzehn oder mehr Jahren mit
Hilfe des Kammergerichts eine Geldforderung an die Trübvon den Geſchlechtern erſtritten, ein Rat aber die zur Stund'“
den Spruch nicht erekutiert.“

Das klang in den Ohren der Geſandten, die zu dem Frie
den, den ſie ſo eben geſtiftet hatten. ſich Glück wünſchten, garübel. Diejenigen vom Jnneren Rate, weiche zugegen
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er und Holzarbeiter werden mit
Interſtützungszweiges folgen.Iſt ſomit der Rückdlick, den die Gewertſchaften auf ihre zu beiß

ätigke im Jahre 1901 werfen können, ein unter den geener ltniſſen recht befriedigender, ſo werden ſie ch
dererſeits nicht verhehlen, daß die ſchweren Zeiten noch nicht
rüber ſind. Noch ſind die Ausſichten auf eine beſſere Ge
ltu ngrer wirtſchaftlichen Verhältniſſe geringe und ſomitder Dä auf der Arbeiterſchaft laſtet, ein Hemmnis der

aufſtrebenden Gewerkſchaftsbewegung. Soll es vorwärts gehen,
dann iſt das nur möglich unter Aufbieten aller Kräfte in un

Das große Aufklärungswerk muß in die
entfernteſte Hütte eindringen, um alle, die in ſchwerer Arbeit

ihren Lebensunterhalt erwerben, zu klaſſenbewußten Arbeitern
Vereinigt im politiſchen und gewerkſchaftlichennernpfe wird die Arbeiterſchaft die Befreiung vom kapitaliſti-

ſchen Joch erringen und der kapitaliſtiſchen Produktionsweiſe
ein Ziel ſetzen.

Tagesgeſchichte.
Halle, 1. Juli.

Und ſie rentiert ſich doch!
Die Korreſp. des Handelsvertragsvereins ſchreibt: Die kleine

und mittelbäuerliche Landwirtſchaft, von der der Bund der
Landwirte bei jeder Gelegenheit behauptet, es ginge ihr noch
ſchlechter als dem Großgrundbeſitz, rentiert ganz leidlich. Das
offizielle Organ des Bundes der Landwirte für Baiern bringt
einen Artikel über die Güterzertrümmerung. Jn dem Artikel
heißt es:

arüber beſteht heute kein Zweifel mehr, daß der kleine
r ſagen wir in der Größe von 10 bis 15 Tag

werk oder 3 bis 15 Hektar der ohne Dienſtboten mit den
eigenen Leuten bewirtſchaftet werden kann, vorwärts
kommt. Wie n der Artikelſchreiber im Laufe der
letzten d in Wirtſchaften Einblick gewinnen, die vor vier
bis fünf Jahren noch ſich fortſchreitend bewegten und ihren
Beſitzer nicht nur gut ernährten, ſondern ihm ſogar noch
eine Rücklage geſtatteten.“

Bisher war von handelsvertragsfreundlicher Seite meiſt nur
behauptet worden, daß Betriebe unter 5 Hektar an einer Steige-
rung der Getreidezölle abſolut unintereſſiert ſeien. Die uner-
wartete Offenherzigkeit des offiziellen Bundesorgans zeigt aber,
daß ſogar Betriebe bis zu 15 Hektar fröhlich gedeihen und ihren
Beſitzern noch die Zurücklegung eines Sparkapitals ermöglichen.
Damit fällt die Behauptung in ſich zuſammen, daß bei dem
Zollſatz von 3.50 M. die Landwirtſchaft durchweg unrentabel
geworden ſei.

Rührte dieſe Feſtſtellung von uns her, ſo würde ſie natürlich
der geſamten agrariſchen Preſſe lediglich ein neuer Beweis für
unſere landwirtſchaftliche Verſtändnisloſigkeit oder gar Land-
wirtſchaftsfeindſchaft ſein. Nun iſt ſie aber in einem in der
Wolle gefärbten Bündlerblatt zu leſen. Was ſagen die anderen
agrariſchen Blätter dazu

Wenn wir aus dem bemerkenswerten Zugeſtändnis des
ſüddeutſchen Blattes eine Folgerung ziehen ſollten, ſo wäre es
die:

Möchten doch die Berliner Direktoren des Bundes der Land-
wirte Veranlaſſung nehmen, ihren notleidenden Mitgliedern die
beim 3.50 Mark-Zoll proſperierenden bairiſchen Betriebe zur ge
fälligen Anſicht und Nachahmung dringend zu empfehlen.

Ein armer Schlucker mit 30000 Mark Taſchengeld.
Nicht nur der Agrarierhäuptling v. Wangenheim und viele

ſeiner Mitſchreier verſtehen ſo gut zu rechnen, daß nichts zu
Verſteuerndes übrig bleibt, es giebt auch noch andere Leute, die
das können. Jn Elberfeld hatte der Nationalliberale Verein
zur Stadtratswahl in der erſten Klaſſe den Kaufmann und
Teilhaber eines Exportgeſchäfts, Herrn Künne, als Kandidaten
aufgeſtellt. Das Sehnen des Herrn Künne nach einem Stadt-
ratsſeſſel ſchien bald geſtillt zu werden, denn gute Freunde des
ſelben hatten alles aufgeboten, um die Kandidatur dieſes Herrn
durchzudrücken, und der Ernennung zum Stadtrat, von einer
Wahl kann ja bei der Kartellwirtſchaft überhaupt keine Rede
ſein, hätte ſoweit nichts im Wege geſtanden. Aber das
Sprichwort: „Des Lebens ungetrübte Freude ward keinem
Sterblichen zu teil“ bewahrheitete ſich hier aufs neue. Es gab
neidiſche Leute, die dem Herrn Kandidaten die neue Ehre nicht
zu gönnen ſchienen. Dieſe Neider ſpekulierten ſo lange herum,
bis ſie feſtgeſtellt hatten, daß der Kandidat gar nicht in der
Wählerliſte ſteht, weil er keine Steuern zahlt!

Natürlich kann Herr Künne unter dieſen Umſtänden nicht ge
wählt werden. Die Stadtverwaltung bekam Wind von der
Sache und ob offiziell oder inoffiziell, das ſteht nicht feſt
es wurde den Beteiligten nahegelegt, die Kandidatur des Herrn
Künne fallen zu laſſen. Daraufhin lehnte Künne die Kandidatur
aus geſchäftlichen Gründen“ ab.
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n und zu hrechen hat, der iſt gewaltig auf dem
wege. Denn Herr Künne iſt in der Wahl ſeines Schwieger
vaters äußerſt vorſichtig geweſen, er hat ſich einen ſolchen aus-

ſucht, der Teilhaber der reichſten Firma der Stadt iſt undſelnen Schwiegerſohn ein „Taſchengeld“ von jähr-
lich t 30 000 Mark zukommen laſſen ſoll. Die Höhe
dieſes Taſchengeldes wird Herrn Künne hoffentlich über den
Verluſt der ndidatur hinwegtröſten. Die Leuchten der
nationalliberalen Partei ſollen ſich zur Zeit in einer recht katzen
jämmerlichen Stimmung befinden. arme Schlucker mit
einem ſteuerpflichtigen Einkommen muß auf Heller und Pfennig
ſeine Steuern zahlen, Leute à la Wangenheim, Künne, die viele
Tauſende von Mark jährlich Taſchengeld verbrauchen, brauchen
e gatenern zu zahlen ſie haben kein Einkommen, die

ermſten.

Die ärztliche Zünftlerei
hat in Sachſen wieder einen Triumph zu verzeichnen. Das
ſächſiſche Miniſterium des Jnnern hat in einer ſehr wichtigen
Entſcheidung das Prinzip der ärztlichen Bezirksvereine aner
kannt, es den Aerzten zu unterſagen, bei „Naturheilkundigen“
in ein Vertragsverhältnis zu treten. Der Argndhe Bezirks
verein Dresden-Land forderte ſeiner Zeit die drei in der be-
kannten Bilzſchen Naturheilanſtalt angeſtellten Aerzte auf,ihren Komratt mit Bilz zu löſen, das heißt alſo, ihre tung
aufzugeben. Da einer der Aerzte mit der Erledigung dieſe
Auftrages zögerte, wurde er vom ärzlichen Ehrenrat und
chließlich auch vom Ehrengerichtshof der Kreishauptmannſchaft
resden mit Strafen belegt. Vergebens hatte der Arzt ein

daß Herrn Bilz die Genehmigung zum Betrieb der
nſtalt nur unter der Vorausſetzung erteilt worden war, daß

er ſich approbierter Aerzte bediene. Jn einer Beſchwerde an
das Miniſterium brachte Bilz denſelben Einwand vor. Wenn
man von ihm fordere daß er approbierte Aerzte anſtelle,
ſo müſſe man auch den Aerzten die Freiheit geben, bei ihm in
Dienſt zu treten. Das Miniſterium hat ſich nach der ergangenen
Antwort nicht in der Lage geſehen, einzugreifen, da die Be
ſchlüſſe des Ehrengerichtshofes endgiltige ſeien und ein Verſtoß gegen die Geſete nicht vorliege

Zur Warenhausſteuer
hat das Oberverwaltungsgericht entſchieden, daß, falls ſich der
Kleinhandelsbetrieb einer Firma über mehrere Orte erſtreckt,
die Steuerpflicht nur inſoweit eintritt, als ihre Verkaufsſtätten
in einem und demſelben Orte oder unmittelbar benachbarten
Orte mehr als eine der unterſchiedenen Warengruppen führen.
Danach tritt für den Handel in Verkaufsſtätten eines Ortes
oder mehrerer unmittelbar benachbarter Orte, in denen nicht
mehr als eine der Warengruppen geführt wird, die Steuer-
pflicht überhaupt nicht ein. Es muß auch der in
jenen Verkaufsſtätten erzielte Umſatz und Ertrag für die Beeuerung auch dann ganz außer Betracht bleiben, wenn in den

Verkaufsſtätten eines andern Ortes Waren aus mehreren
Gruppen geführt werden. Diejenigen gewerblichen Nieder-
laſſungen, für welche die Vorausſetzungen des Geſetzes nicht
zutreffen, ſcheiden alſo bei der Feſtſtellung der Steuerpflicht
des Betriebes in jeder Beziehung vollſtändig aus. Da damit
der Jahresumſatz der betreffenden Firma, ſoweit er zur Waren-
hausſteuer heranzuziehen geweſen wäre, 400 000 Mk. nicht über
ſtiegen hatte, ſo ſprach das Oberverwaltungsgericht die Frei-
ſtellung von der veranlagten Steuer aus.

„Mit hoher Genugthuung“ hat ſich der Papſt dem Frei-
herrn v. Hertling gegenüber in einem Geſpräche über Deutſch
land und den Kaiſer Wilhelm ausgelaſſen. So verkündet freu
dig das Zentrumsblatt Germania. Die Freude iſt durch
aus berechtigt. Allerdings hat, wie Generaloberſt v. Loe bei
der Papſtfeier in Rom am Sonntag ausführte, der Papſt nicht
erklärt, die Katholiken befänden ſich allein in Deutſchland in
bevorzugter. Stellung. Das Wörtchen „allein“ habe gefehlt,und Wilhelm II. habe es in ſeiner Aachener Rede an nicht

angewendet. Trotzdem iſt es Thatſache, daß in keinem euro
päiſchen Staate der katholiſchen Kirche ſo weitgehende Zuge-
ſtändniſſe gemacht werden, als in dem vorwiegend proteſtan
tiſchen Deutſchland.

Eine neue politiſche Kaiſerrede in Sicht. Bei ſeiner
Anweſenheit in Poſen ſoll Wilhelm II. beabſichtigen, eine große
programmatiſche Rede über die Polenpolitik zu halten.

Dem Oberpräſidenten Naſſe in der Rheinprovinz iſt der
Rote Adlerorden erſter Klaſſe mit Eichenlaub verliehen worden.
Die RheinWeſtf. Ztg. erwähnt dies mit dem Bemerken: „Da-
nach hat das heftige Geſpräch des Kaiſers mit dem
Oberpräſidenten auf der Bonner Parade keine dauern-
den Folgen gehabt.“ Was iſt denn das für ein „heftiges Ge-

MKries iſden en
Der ſchon lange im digen efüt

rband deutſcher Jnduſtrielldem Deutſchen Handelstag drängt nunmehr an das Forum der

Oeffentlichkeit. Der en ht ſeit Jahren plan-mäßig darauf augs, ſich als die eigentliche Vertretung der deut
ſchen Jnduſtrie hinzuſtellen und den Deutſchen Handelstag auf
die Vertretung händleriſcher Jntereſſen zu beſchränken. Das
will ſich der Handelstag nicht gefallen laſſen, und ſo werfen ſie
ſich jetzt gegenſeitig „erhebliche n in ihren Berichten
vor. So einig die Profitjäger ſind in Bekämpfung und
Unterdrückung der Arbeiterrechte, ſo uneinig ſind ſie, wenn es
ſich um Verteilung der Beute handelt. Man darf ſchon jetzt
darauf geſpannt ſein, wann der große Augenblick eintritt, in
dem die Freundſchaft zwiſchen Agrarkapital und Jnduſtriekapital
zuſammenbricht.

Bei Eröffnung des internationalen T ift ngrgſes in
Düſſeldorf hat geſtern der Kronprinz eine Rede gehalten, in
welcher er ſagte, er ſei ſtolz, hervorragende Männer aus aller
Welt zu ſehen. Auch Staatsſekretär v. Poſadowsky und Mini-
ſter Budde hielten Reden. Der Kongreß iſt von über tauſend
Teilnehmern beſucht.

Wie wenig vorbereitet die Verlegung eines Huſaren-
Regiments nach Krefeld geweſen iſt vor der Verlautbarungegenüber den r r zeigt die Nachricht, wonoß
am Freitag erſt vom Generalkommando aus Münſter der Chef
des Generalſtabes, der Jntendant und der Jntendanturbaurat
eingetroffen ſind, um unter Führung des Oberbürgermeiſters
bis zum ſpäten Abend in der Pahfrage verſchiedene Stadt
gegenden in Augenſchein zu nehmen. m Sonnabend wurde
dieſe Beſichtigung fortgeſetzt.

Ausland.
Frankreich. Gegen die Todesſtrafe entfaltet ſich ina eine lebhaſte Agitation. Der bekannte Schriftſteller

natole France ſchreibt über die Todesſtrafe: „Die Gewohnheit
des v tiſchen Mordes iſt uns aus uralten Zeiten überliefert;
ſie iſt theokratiſchen Urſprungs und beſteht unter uns als ein
Reſt früherer Barbarei. Es iſt eine Schmach, daß die Todes
ſtrafe, die in mehreren Ländern Europas abgeſchafft iſt, in
Frankreich noch beſteht. Man muß ſie abſchaffen und in Er
wartung deſſen ſie nicht mehr anwenden. arum haben doch
unſere Präſidenten der Republik das Beiſpiel, das ihnen Jules
Grevy gab, nicht befolgt! Was das Militärſtrafgeſetz betrifft,das mit dem Tode Handlungen beſtraft, die keine Vergehen, ja

kaum Uebertretungen ſind, darf es nicht länger beſtehen
bleiben. Die Armee iſt ein Verwaltungszweig wie die Land
wirtſchaft, die Finanzen oder der öffentliche Unterricht undman kann nicht begeeſen, daß es noch eine Militärgerichtsbar

keit giebt, da es doch keine landwirtſchaftliche, noch eine finan
zielle, noch eine Univerſitäts Gerichtsbarkeit giebt. Jede Sonder-

Rechts. Die werden unſeren Nachkommen
ebenſo veraltet und barbariſch vorkommen wie uns die feudalen
und geiſtlichen Gerichtshöfe.“ Jn der jetzigen franzöſiſchen
Regierung ſitzen angeblich mehrere Gegner der Todesſtrafe.

Der Marineminiſter über den Militarismus.
Marineminiſter Pelletan hielt beim Bankett zu Ehren des 1797
verſtorbenen Revolutionsgenerals Hoche, das alljährlich in Ver
ſailles von den W Enkeln der großen Revolution abge
halten wird, eine Rede, in der er u. a.
den Krieg; da aber rings um uns militäriſche Monarchien und
megalomane Republiken (von Größenwahn befallen gemeint
iſt offenbar Nordamerika) ſind, brauchen wir eine Armee; wir
dürfen jedoch keine Generale mehr haben, welche ſich als un
abhängige Vaſallen betrachten die Generale müſſen ein Beiſpiel
der Disziplin geben.“

Die Einigkeit im neuen „radikalen“ Miniſte-
rium ſcheint auf nicht beſonders ſtarken Füßen zu ſtehen.
Gegen die mangelhaften Finanzpläne und die letzte Kammer
rede des Finanzminiſters Rouvier wendete ſich auf einem Bankett
des republikaniſchen Ausſchuſſes eines Pariſer Bezirkes der
Marineminiſter Pelletan, indem er ſagte: Wenn unſere Väter
mit Reformen gewartet hätten, bis kein Defizit und kein feind
licher Angriff gedroht, hätten wir noch heute das Feudalregime.
Er werde als Miniſter die Verſprechungen nicht vergeſſen, die
er als Deputierter gegeben habe.

Belgien. Miniſterwechſel. Der Arbeitsminiſter Sur-
mont de Volsberghe iſt von ſeinem Amte zurückgetreten. Der
als Antimilitariſt bekannte Deputierte Helleputte tritt an ſeine
Stelle. An großer Arbeiterfreundlichkeit ſoll der neue Miniſter
nicht leiden.

Dänemark. Der Preſſekongreß der ſkandina-
viſchen Länder, der in voriger Woche in Kopenhagen getagt

waren, tauſchten verlegene Blicke. Der Beiſitzer des kaiſer-
lichen Kammergerichts, Feet Rudolf von Manderſcheid, aber
antwortete: „Bewahre, Meiſter, Forderungen wie die Eurige,
die bereits rechtskräftig W ſind, werden durch den ſo-
eben geſchloſſenen Vergleich nicht berührt. Der Rat wird Euch
itzo wiß gern zu Eurem Gelde verhelfen.“

„Man muß das Eiſen ſchmieden, ſo lange es noch warm
iſt,“ äußerte Herr Stephan geyntiis. „Doch halten wir die
Herren nicht länger von den Bechern zurückl

Er verbeugte ſich förmlich und ging mit Etſchlich davon.
Den Herren aber wollte auf der Trinkſtube der Wein nicht

recht munden, ſo köſtlich er war. Erasmus von Muslor ver-
ſprach zwar, die Trüb zur Zahlung ihrer Schuld an Etſchlich
anzuhalten; aber der ſoeben vereinbarte Frieden hatte ſeineAch esferſe gezeigt. Das Verhalten des Ritters ließ keinen
Zweifel daran zu, daß er ſeine Feindſchaft gegen den Rat
nicht begraben würde. Graf Manderſcheid ſprach ſeine Wahr-
mung offen aus. Wir ſind vergebens hier geweſen,“
chloß er, „wenn es nicht Fingt den Span zwiſchen ihm und

ch, Jhr Herren, aus der Welt zu ſchaffen.“ Auf ſeinen
und Friedrich von Lidwachs e kam man überein, den
kaiſerlichen Räten die Entſcheidung des alten Rechtsſtreites
u überlaſſen, falls auch der Ausſchuß darein willige, undrg von Bermeter unternahm es, dieſen dazu zu be-

ſtimmen.
Es gelang ihm, und am Samstag vor dem Feſte trat das

Schiedsgericht zuſammen, in dem der Jnnere Rat und der
ſchuß durch fünf Mitglieder vertreten waren.

phan von Menzigen, dem ſeine Freunde im Ausſchuſſe
prachen, bei dieſer Gelegenheit ein Erkleckliches für

ai Mühewaltungen um das Wohl der Bürgerſchaft heraus
zu lagen, trug ſeinen Handel mit der Stadt vor. Er bean
pruchte 4600 Gulden Entſchädigung, die er durch den ihm er-
wachſenen Schaden, als er flüchten mußte, teils durch Un
koſten u. ſ. w. begründete. Der Rat lehnte die Forderung ab,da Menzingen durchaus gegen ſeine Burgerpfücht gehandelt

be und verlangte dagegen 336 Gulden für rückſtändige
ern, Exekutionskoſten und dergleichen. Die kaiſerlichen

oten entſchieden, daß jede Klage aufzuhören habe, die Forderungen getilgt, die Schmähungen gen ſeien und jeder Teil

ne zu habe. Da beide Parteien dem h
mit Handſchlag gelobt hatten, ſeinem Ausſpruch

fügen zu wollen, ſo ward der Vertrag bis auf die Siegelung
fertig.

„Das ſoll Euch der Teufel danken,“ rief Stephan von Men-
zingen wütend über die Enttäuſchung, ging nach Hauſe und
verweigerte das Siegel des Ausſchuſſes. Er gab erſt nach, als
der Rektor Beſſenmayer ihn aufſuchte und ihm vorſtellte, daß
die Mehrheit im Ausſchuſſe dem Vergleiche günſtig wäre un
er ſeinem Einfluſſe auf jenen großen
er bei ſeiner Weigerung verharrte.

Am Oſtermontage verließen die kaiſerlichen Botſchafter die
Stadt, froh, mit heiler Haut davon zu kommen. Denn weil
ſie die Forderung der Gemeinde in Bezug auf die Geiſtlichkeit
und deren Güter abgelehnt, hatte das Volk ſelbſt die Refor-
mation in die Hand genommen. Erhitzt durch die leidenſchaft-
lichen Predigten des blinden Mönches und Karlſtadts, warf es
mit Steinen nach den Prieſtern, lief in die Kirchen, zerriß die
Meßtücher und zerſtörte die Heiligenbilder. Auch in St. Jakob
wollte es ſolchen Unfug verüben: allein die anweſenden Bür-
ger ſetzten ſich zur Wehr und trieben die Bilderſtürmer mit
ihren gezückten Meſſern in die Flucht. Der Rat ließ die
r ſchließen, ſo daß an den Feiertagen nur in St. Jakob,
wo Dr. Deutſchlin predigte, Gottesdienſt tn wurde. Nun
aber bewaffneten ſich die Weiber mit Gabeln, Spießen und

und drohten die Klöſter und Prieſterhäuſer zu
türmen.
„Als Mar Eberhard dem Fräulein von Badell davon er

zählte, ſagte ſie lachend
„Es geſchieht denen Mannsleuten recht, daß die Weiber ſie

lehren, an ein ernſt Ding nicht einen halben Willen zu ſetzen.“
Die Geiſtlichen aber, eingeſchüchtert durch die Aufregung in
der Stadt und durch die Bedrohung ihrer Güter außerhalb
Rothenburgs von ſeiten der Bauern, fürchteten das ſchlimmſte.
Die Weltprieſter und Ordensgeiſtlichen begehrten zuerſt vom
Ausſchuſſe, Bürger zu werden, und Menzingen nahm ihnen
den Bürgereid ab, wobei ſie ausdrücklich ſchwören mußten,
daß ſie allen bürgerlichen Laſten ſich unterwerfen wollten, als
Thorhüten, an den Verſchanzungen arbeiten in das Feld
rücken u. ſ. w. Dann erboten ſich die Dominikanerinnen und
die Grauen Schweſtern, ſämtliche Schuldbriefe und ihr ganzes

bbruch thun würde, wenn

Beſitztum an die Gemeinde von aber r zu geben, unter
der Bedingung, daß den Schweſtern, die im Kloſter bleiben
wollten, eine ziemliche Notdurft gereicht werde, den anderen

aber, die ſich zu verheiraten gedächten, ein angemeſſenes Heirats-
gut zu teil werde. Auch ſie wurden in das Stadtrecht aufge
o pwen, und ſechs Schweſtern leiſteten für alle, den Bür
gereid.
Darüber lief von dem Markgrafen Kaſimir ein Schreiben

ein. Auch in ſeinen Landen griff der Aufſtand der Bauern
mit jedem Tage weiter um ſich, und er bot Rothenburg ein
Schutz und Trutzbündnis an. Der Rat ging darauf ein, und
der Ausſchuß billigte die Antwort. „Denn,“ ſagte Stephan
von Menzingen, „wird der Markgraf angegriffen, ſo iſt es
immer noch Zeit, ihm eine Ratsbotſchaft zu ſenden, welche die
verlangte Hilfe abſchlägt, weil Rothenburg ſelbſt in Not ſtecke.
Verweigert man ſie aber ſogleich, ſo wird die Stadt auch von
dem Markgrafen verlaſſen werden, wenn ſie zuerſt in Not ge
rät.“ Auch ging ein Beſchluß durch, daß fortan niemand mehr
aus der Stadt dem Bauernhaufen zulaufen ſollte.„Die Erbitterung der radikalen Partei daß die Stadt auf
dieſe Weiſe um ihrer beſonderen Intereſſen willen von der all
gemeinen Sache ſich trennte, war V Ritter Stephan benutzte ſie, um einen entſcheidenden Siag ger den Jnneren
Rat zu führen. Er veranlaßte, daß der Ausſchuß um neun
Mitglieder von der radikalen Partei vermehrt wurde, unter
denen auf ſeinen Vorſchiog der Kürſchner P der
Metzler Fritz Dalk und Melchior Mader, der uſter, ge
wählt wurden.
Erneuerung des Jnneren Rates geſchritten würde.
hatte die von dem Aeußeren Rat zu vollziehende Wahl,
die Verteilung der Aemter bisher ſtets am erſten Mat ſtatt
gefunden. Aber warum auf dieſen Tag warten, der überdies
nahe bevorſtand, zumal unter den von Rat und Ausſ
genommenen Forderungen der Gemeinde die Wiederherſtellung
und Erweiterung der alten Stadtverfaſſung obenan ſtand und
der Ausſchuß längſt mit dem Aeußeren Rate zu einer Körper

t v lzen warſchaft verſchmolzen war (Fortſetzung folgt.)

Heiteres.
Aus der höheren Töchterſchule. Und warum,Johanna, ſollen r die Damen den ÄlkoholGenuß ver

me e „Weil weil man's ſonſt beim Küſſen gleich
me

juſtiz ſteht in Widerſpruch mit den Grundſätzen des modernen

agte: „Wir verabſcheuen

Dann ang er ar daß ohne a zur

uß an-,
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wer Beſchränkung des Rechtes der freien Melnungsäußerung n wird Komm en re ber dieiſt, weil de Bee für dieſes Recht durch die allgemeine Verluſte der e en vernommen,
etzgebung und nicht durch willkürliche adminiſtrative Maß die in der von der Reviſionskommiſſion gyfae ſtellten Bihan

nahmen beſtimmt werden ſollten, weil aber wohl Ueber am 31. Dezember 1900 auf 56 441 538. Mark angegeben ſind.
riffe gegen das freie Wort im Widerſpruch mit dige rung Er könne nur ſagen, daß die Reviſionskommiſſion, als ſie nach

r vorkommen, ſo ſollten die Zeitungen in allen Ländern ſich der Kataſtrophe in Thätigkeit trat, vor einer ſehr ſchwierigen

oli dariſch fühlen in Behandlung von dergleichen ſchädlichenund eſchüchen Maßnahmen, wo ſie auch hervortreten,
und ſie mit größerer Energie als bisher brandmarken, wie ſie
es verdienen, um dadurch eine ſtarke allgemeine errrg hege
die Zenſur zu ſchaffen. Die Journaliſtenverbände aller Länder
werden aufgefordert, ſich über eine gleiche Meinungsäußerung
zu einigen.“

Rußland. Die Statiſtik als Feind der Reaktion.Dem endete wurde aus uhlend deſseeten: Die agrar-

ſtatiſtiſchen Arbeiten der ruſſiſchen Semſtwos (Selbſtverwaltungs
Körperſchaften) haben einen guten Ruf weit über die Grenzen
des Zarenrei i e Die n neuere theoretiſche Litte
ratur der ſchen Nationalökonomie fußt in ihrem agrar-
politiſ auf den Arbeiten, die als eines der unver
gängl Denkmäler der Semſtwos betrachtet werden müſſen.

ie Vorzüge der SemſtwoStatiſtik ſind es aber auch von
jeher geweſen, die dieſe der Reaktion verhaßt gemacht hat.
Was halfen die Witteſchen Schönfärbereien, wenn die Semſtwo
Statiſtik ihnen immer wieder den Stempel der Schwindelei
aufdrückte, was der Sirenen eng der zarentreuenüber die Wohlthaten des Abſo utismus, wenn jahraus, jahrein

die SemſtwoStatiſtik r Belege über den wirtſchaft
lichen Niedergang des Landes unter der autokratiſchen Laſt
darbot? Hieraus iſt zu erklären, n die Regierung ſchonſtets die ſtatiſtiſche Thätigkeit der Semſtwos argiobhaiſch ver

folgte. Die Frage bekam eine aktuelle Bedeutung, als in den
ſüdlichen Gouvernements die Bauernbewegung auftrat. Der
neue Miniſter g. von Plehwe wendete nach ſeiner
Ankunſt in dem Aufruhrgebiet ihr ſeine beſondere Aufmerkſamkeit zu. Und ſiehe, die ſlaatsmanniſche Naſe deckte im Hand-

umdrehen die Kardinalurſache der Fene beree auf: Schuld
an allem ſeien die ſtatiſtiſchen Erhebungen der Semſtwos, weil
ſie „in den Bauern Vorſtellungen erweckten“. Plehwe
beſchloß, das Uebel mit den Wurzeln auszurotten. Der Semſtwo
Statiſtik iſt nunmehr der Garaus gemacht. Der Kaiſer hat
bereits ein Reſkript unterzeichnet, das von nun an ſtatiſtiſche
Erhebungen in den 12 Gouvernements Beſſarabien, Jekaterinos-
law, Kadan, Kursk, Orel, Penſa, Poltawa, Samara, Simbirsk,
Tula, Charkow, Tſchernigow ganz Vrnees in den übrigen
22 Gouvernements, in denen die Semſtwo Verwaltung ein
eführt iſt, iſt es den Gouverneuren überlaſſen, nach ihremGutbünken zu handeln, ob ſie das Verbot auch auf ihre Ge

biete ausdehnen wollten. SIndem durch dieſen neuen Gewaltakt auch die wiſſenſchaft
liche Bethätigung ſchwerſte Beeinträchtigungen erleidet, werdenneue Streiter in die Arena des Anlachſichtüchen politiſchen

Kampfes gedrängt werden, durch den allein die Bahn auch für
die freie wiſſenſchaftliche Forſchung freigelegt werden kann.

England. Die koſtbare Geſundheit Eduards. Nach
den arztlichen und offiziellen Berichten geht die Geneſun
Eduards verhältnismäßig günſtig vorwärts. Ob dies au
Wahrheit beruht, kann uns im Grunde höchſt gleichgiltig ſein,
nur n auf den Umſtand hingewieſen werden, daß die Mon-
archiſten aller Länder immer rieſig bemüht ſind, den Geſund-
heitszuſtand ihrer reſpektiven Fürſten ſtets in günſtigſtem Lichte
darzuſtellen. So ſollte auch im Laufe des Monat Juni
Eduards Geſundheit, von einigen Unpäßlichkeiten abgeſehen,
vorzüglich geweſen ſein. Dem Aer weiſt die ſozialiſtiſch
gefärbte Zeitſchrift Raynalds Newspaper mit Genu S
darauf hin, daß ſie ſchon vor acht Tagen die Krankheit de
Königs richtig bezeichnet habe. Ferner wiederholt das Blatt
ſeine früheren Mitteilungen, daß der T ein Halsleiden habe,
an dem er im Laufe des Juni dreimal operiert worden iſt;
es fügt dann noch hinzu, daß der König außerdem an Zuckertrautheit und Albuminurie (Eiweißharnen) leide; ein engliſcher

Marineoffizier behauptet außerdem, daß der König an Krebs
leide. Ein nettes Krankheitsregiſter! Allein die geradezu
„muſterhaft ſolide Lebensführung“, deren ſich Eduard tets be
fleißigt hat, wird gen majeſtätiſchen Körper widerſtandsfähigenug erhalten haben, ſo daß er „mit Gottes Hilfe“ auch dieſe
Krantheitsmenge überwinden wird.

Monarchiſtiſche Ueberſchwänglichkeiten. Aus
London wird vom 30. Juni gemeldet: Mit Rückſicht auf den
guten Verlauf der Krankheit des Königs hat Lord Cranborne,
der Präſident des Komitees für die Freudenfeuer, den Befehl
erlaſſen, daß dieſe um 10 Uhr in England und um 10 Uhr
30 Minuten in Schottland aufflammen ſollen. Von Norden
bis zum Süden werden 3000 W brennen, und gleich
zeitig wird von den verſammelten Volksmengen „God save the
King“ geſungen werden. Das muß ja helfen!

Ein uralter Zopf. Wegen des Gerichtes
von Sligo war, wie bereits mitgeteilt wurde, der iriſche Ab
geordnete M' Hugh zu 3 Monaten Gefängnis verurteilt worden.as Urteil perief ſich auf ein Geſetz aus dem 14. Jahr-
hundert, während nach neueren J ein ſolches Vergehen
mit 7 Tagen zu belegen iſt. Um dieſen Fall zu unterſuchen,
wurde eine parlamentariſche Kommiſſion ernannt, die nächſten
Montag ihre erſte Sitzung abhalten und den Beſtraften als
Zeugen vernehmen wird. Den Vorſitz der Kommiſſion führt
Mr. A. J. Balfour.

Amerika. Die Negerrepublik Haiti wird wieder ein
mal von einem heftigen Bürgerkriege durchtobt. Es ſind wie
immer zwei Parteien, die ſich die Regierung ſtreitig machen
und in blutigen Straßenkämpfen ihr „legitimes“ Recht er-
kämpfen wollen.

Aufgabe ſtand. Es war äußerſt ſchwierig, überhaupt eine
Bilanz aufzuſtellen, denn man ſchwamm in einem Meer von
chwer zu berechnenden Werten und man konnte ſchr müh-
am ein Urteil über den Wert der Aktiva der Preußiſchen
ypothekenaktienbank bilden. Lucas bemerkt

t die Revi ehe habe ſich über jeden einzelnen
e

ll mit de achverſtändigen ſehr eingehend unterhalten,
ine eigene Thätigkeit ſei bis April 1901 nach dieſer Richtung

hin ſehr beſchränkt geweſen, da er täglich von morgens bis
abends für den Unterſuchungsrichter voll beſchäftigt geweſen
ſei. Er könne ſich Wer Details v hen ſondern nur
verſichern, daß die Bilanz nach gewiſſenhaften kaufmänniſchen
Grundſätzen aufgeſtellt werden ſei. Zeuge Oberſtleutnant
von Wartenberg iſt ſeit einer Reihe von Jahren damit
betraut geweſen, für die Preußiſche Hypothekenaktienbank die

rundlagen für pothekenbeleihungen in den Städten
eutſchlands zu g n. Er habe die volle Ueberzeugung ge

habt, daß die Preußiſche Hathelenattientgnt zu den vor
nehmſten Banken gehbrte. er Zeuge erklärt noch, daß er
nur theoretiſch thätig geweſen ſei, daß ſeine Berichte die
Grundlage für die ſpäteren Taxen abgegeben haben und daß
er nicht wiſſe, was weiter mit den Taxen geſchehen ſei.

uſtizrat Dr. Sello bringt hierauf nochmals zur Sprache,
daß das vom Sachverſtändigen Geh.-Rat Hecht beanſtandete
Syſtem des Bezugs von Tantiemen auch aus dem bereits zu
Tantiemen herangezogenen Gewinnvortrag bei einer Reihe von
Banken beſtehe. Dies wird vom w. Reuter be
ſtätigt. Geh.Rat Hecht beſtreitet die Richtigkeit der Behaup
tungen und Berechnungen des Herrn Reuter, während Bücher
reviſor Reuter auf ſeinem Standpunkte beharrt und behauptet,
daß dieſes Syſtem bei der Preußiſchen Zentral-Bodenkredit-
Aktiengeſellſchaft und auch bei den Pulver
fabriken und bei der Stralauer Genoſſenſchaftsbank beſtehe.
Es kommt hierüber zu ſcharfen Aue an derſegungen wiſchen
dem Geh. Rat Hecht und dem Juſtizrat Dr. Sello und
Bücherreviſor Reuter. Geh.-Rat Hecht beantragt, den Präſi
denten Klingemann von der Preußiſchen ZentralBodenkredit
ten e ett über den Punkt zu vernehmen. Der Gerichts
hof beſchließt demgemäß.

eiter beſchließt der Gerichtshof, Herrn Emil Salomon,
früherer Vorſitzender des Kuratoriums der Preußiſchen Hypo
thekenAktienbank, vorzuladen und ihn über die Umſtände und
Thatſachen zu hören, welche bei dem Zuſammenbruch vorlagen
37 über die Grundfätze, welche die Reviſionskommiſſion be
hren Wertſchätzungen befolgt hat. Hierauf wird Präſident

Klingemann von der Preußiſchen ZentralBodenkreditAktien-
geſellſchaft vernommen. Er erklärt, daß die Tantieme bei ſeinerGeſellſchaft ſtets nur einmal gezahlt ſei. Der Vortrag aus

dem vorigen Jahre ſei in dieſem vorigen Jahre tantiemen-
frei geweſen, als tantiemenpflichtig für das laufende Jahr.
Bücherreviſor Reuter erklärt, daß das aus der 1901 er Bilanz
nicht zu erſehen ſei.

Alsdann wird eingehend der Zeuge Franz Tippel über die
Anhalt und Wagnerſchen Wertobjekte vernommen, zu deren
Verwertung die „Kreditgeſellſchaft für Jnduſtrie und Grund-
beſitz G. m. b. H.“ begründet worden war. Der Zeuge Tippel
war Geſchäftsführer dieſer Geſellſchaft. 3 Verwertung der
in Frage ſtehenden Anhalt und Wagnerſchen Objekte mußte
viel Geld in dieſe hineingeſteckt werden, zu deren Hergabe
Anhalt u. Wagner Nachf. vertraglich verpflichtet waren. Da ſie
aber nur in der erſten Zeit Verpflichtung nachkamen,
wandte ſich der Zeuge ſpäter an die Aktiengeſellſchaft, die das
erforderliche Geld hergab und Anhalt u. Wagner dafür belgſtete.
Dieſe von der Firma Anhalt u. Wagner der Aktiengeſellſchaft
übereigneten Werte ſind mit 14203 554 Mk. angeſetzt worden.
Jn einem Gutachten des Zeugen Tippel hatte er die Anſicht
ausgeſprochen, daß bei einer ruhigen Realiſjierung die Objekte
zu 8 Millionen zu bewerten ſeien und ſpäter, als er erfuhr
daß es ſich um eine Liquidation handele, hat er den Wert auf

Millionen zurückgeſetzt. Jn der Anklage iſt der Wert au
Grund des Gutachtens des Kommerzienrats Lucças nur mit
höchſtens 1500000 Mk. berechnet worden. Ueber die Berechtigungzu dieſer koloſſalen Minderbewertung kommt es zu langen Aus-

einanderſetzungen, in denen die Verteidiger und der Angeklagte
Otto Sanden die Berechnungen des Sachverſtändigen Lucas
lebhaft bekämpfen. Auch über die Bewertung des Intereſſes
der Aktiengeſellſchaft an der Herrſchaft DrieſenSteinbuſch
kommt es zu einem lebhaften Meinungszwieſpalt. Hier handelt
es ſich um eine Differenz bei der Bewertung der Herrſchaft
wiſchen 0 und 850000 Mk. Kommerzienrat Lucas hatte die
errſchaft zuerſt mit 0 eingeſtellt, ſpäter aber doch einen Wert

von 850000 Mk. konzediert.
Dienstag Fortſetzung der Verhandlung.

2 4Leipziger Vank-Prozeß.
Am Sonnabend, dem 11. Verhandlungstage, kamen zwei Be

trugsfälle zur Verhandlung, die die Angeklagten Exner und
Gen tzſch allein betreffen. Beide Angeklagten haben eine von
der Firma v. d. Heydt u. Ko. in Berlin an die Leipziger Bank
erichtete briefliche Anfrage, ob die Lage der Aktiengeſellſchaftfür rebertrocknung in Kaſſel derart ſei, daß ihr ein ungedeckter

Kredit von 200000 300 000 Mark gewährt werden könne, am
16. Januar 1901 mittels eſpgeſchriebenen Briefes dahin beant-
wortet, daß ſie erklärten, ſie ſelbſt hegten auch jetzt keinerlei
Bedenken, der Aktiengeſellſchaft für Trebertrocknung einen
Baarkredit zu belaſſen, ſo daß die Firma v. d. Heydt durch den
Zuſammenbruch der Trebergeſellſchaft in Mitleidenſchaft gezogen
worden iſt. Ferner t Erner dem Bankier und Generalkonſul
Paul Schwabach in Berlin, Mitinhaber der Firma S. Bleich-
röder daſelbſt, auf an Anfrage betreffend die Engagements
der Leipziger Bank bei der Trebergeſellſchaft durch einen Briefvom 9. Herz 1901 a Engagement als ſo unbedeutend dar
geſtellt, daß Schwabach ſich täuſchen ließ und, der Abſicht Ex
ners entſprechend, weder die Beteiligung der Firma Bleichröder
an einem Berliner Jnterventionsſyndikat für Leipziger Bank-
aktien, die ſich anfangs März 1901 auf nominal 500000 Stück
beliefen, ablöſte, noch auch der Leipziger Bank den Kredit, den
dieſe durch den Bezug von rund vier Millionen Ultimogeldern
für März 1901 in Anſpruch genommen hatte, kündigte.

Exner ſagt, ſeine Antwort an von der Heydt u. Co. ſei nur

l T

als die Leirie k inf r gen un
keinen G G n, eine andere Foic man habe garAle. Du h mit b doh e re netwählen. Dr. war auch mit der ung der 2 nft
einverſtanden. Der Aufſichtsrat hat von dieſer Sache keine
Le ſSuher PlagthKaſel meint, die Bank habe dieſeverſtändiger Plauth Kaſſel meint, die Banſanft ſegeben weil ſie e geben mußte. Sie war aber eine

a e.ner ſagt aus, daß der in ſeinen Briefen angezogene Konto
ſtand ein richtiger ſei. Der Vorſitzende entgegnet, daß
ſich mit ſaneg ngaben immer hinter die Zentrale in el

urückziehe. Es kommt dann das Erxpoſee der Direktion zur
ſprechung, prricheo das Verhältnis der Bank zur Trebereſeiſchaft in der larlegt

er Faſſung des Expoſees liegt nach Gentzſch' Eingeſtändnis
eine W Verſchleierung. Sodann wird die Ver
handlung auf Montag, den 30. Juni, vertagt.

Gewerbegericht.
Jn der Freitag Sitzung ſtanden 17 Sachen zur Verhand

lung. Den Vorſitz führte Stadtrat Elze; als Beiſitzer fun
S Schuhmachermeiſter Arndt, Bautechniker Möbius
orxrektor Krüger und Bauarbeiter Bandermann.
Das Zeugnis des Obermonteurs, das ſchon zwei Si z

beß äftigte, kam nochmals zur Verhandlung. Kupferſchmied
enfeld verlangte das Zeugnis von dem Ingenieur

Pam wie es ſeiner Zeit durch Vergleich ſtarker
iſt. Es fehlt in dem Zeugnis der Satz, daß der Kläger im
Jn und Auslande“ als Monteur thätig geweſen iſt. Der Beklagte weigerte ſich ganz entſchieden, das den nach der feſt

gelegten Form auszuſtellen. Wenn er den Vergleich damals
anerkannt habe, ſo habe er irrtümlich gehandelt. Daß er den
Kläger in Briefen ſelbſt als Obermonteur bezeichnet habe, verüchte ihn nicht dazu, das verlangte Zeugnis auszuſtellen.

as Gericht verpflichtete den Beklagten nach längerer Ver-
handlung, den Vergleich anzuerkennen und verurteilte ihn im
Weigerungsfalle zur Hahn einer Geldſtrafe von 200 Mk.
Sonach wird ſich der Beklagte doch bequemen müſſen, das ge-
wünſchte Zeugnis auszuüſtellen.

Zugeſprochen wurden dem Buffetier Bierwert, der gegen
den Reſtaurateur Stöckel klagte, 273 M. Eine Forderung
von 600 M. wurde noch nicht für pollſtreckhar erklärt. Ueber
die Sache, die auch das Landgericht beſchäftigte, haben wir
wiederholt berichtet.

Abgewieſen mit ſeiner Klage wegen kündigungsloſer Ent-
laſſung wurde der Kellner Fuhrmann der bei dem Hotel
beſitzer Stöpel beſchäftigt war. Jn den e hieß
es, der Beklagte ſei nicht verpflichtet geweſen, den Kläger weiter
u beſchäftigen, da Kläger zur Zeit mit einer unangenehmen
rankheit behaftet geweſen ſei.
Vergleiche kamen zu ſtande in der Sache des Hausdieners

Kreſſe wider die Firma Pottel u. Broskowsky und
Sattler Sichting wider Tapezierer Dippold. Kreſſe ver
langte 2.60 M. Lohn wogegen der Beklagte Pottel geltend
macht, der Kläger hätte nur 2.55 M. Lohn pro Tag gehabt.
Er, Kläger, habe unvorſichtig Flaſchen aufgeſchichtet und da-
durch der Firma einen Schaden gefügt Jm übrigen hätte
Kläger nur dreiviertel Tag gearbeitet und nur, wenn er eine
J Flaſchen nicht zertrümmert hätte, 1.95 M. z verlangen.
Der Vorſitzende erteilte dem Beklagten den Rat, „die Lumperei“
lieber durch Vergleich z erledigen. Der Beklagte zahlte dem
Kläger 1 M. und verpflichtete ſich, ihm ein vorſchriftsmäßiges
t aus zuſtellen. Kläger Sichting bekam von dem Be
lagten Dippold, bei dem er zwei Tage gearbeitet hatte, 4 M.

Ein Verſäumnisurteil erging in der Sache des Arbeiters
Siesmann, der gegen die Firma Pröpper u. Komp. klagte,
da weder der Beklagte noch ein Vertreter erſchienen war.
Kläger hatte ſeine Forderung auf 27 M. ermäßigt.

Eine recht ſtiefmütterliche Behandlung wurde der letzten
Sache zu teil. Es klagten da die h undBudig gegen den Jngenieur Pampe. Die Parteien, die ſich
über die Lohndifferenzen nicht klar waren, wurden in ein Neben-

verabſchiedet, um dort die Streitpunkte zu begleichen.
ls ſie wieder herauskamen, hatte ſich der Vorſitzende, Stadt

rat Elze mit dem Bemerken, er habe keine Zeit mehr, verab
ſchiedet; Stadtrat Winter werde kommen, hieß es. Beiſitzer
und Parteien warteten geduldig, aber der Vorſitzende kam nicht,
und ſo ſah ſich dann der Sekretär veranlaßt, die Beteiligten
abends 47 Uhr nach Haus zu ſchicken. Für die Kläger be
deutet Zeit Geld und für die Beiſitzer nicht minder.

Solizeiliches und Gerichtliches.
8 Nach mehrmaliger Verurteilung freigeſprochen wurdeGenoſſe e von der Münchener Poſt. Belſite hatte eine

auf Grund des S 11 des Preßgeſetzes verlangte Berichtigung
nicht aufgenommen, weil ſie den Anforderungen dieſes Para

nicht entſprach. Er erhielt ein Strafmandat über
30 Mark. Das Schöffengericht ſetzte die Strafe auf 15 Markherab, die Strafkammer gea auf Antrag des Staatsanwalts
den Sünder frei. Das Gericht ließ ſich dabei von den Grund
ſäven leiten, die Gruber zur Ablehnung der Berichtigung ver
anlaßt hatten.

Z. Erfolgreiche Beſchwerde über eine Verſammlungs
auflöſung. Nachdem erſt kürzlich der Kieler Polizeipräſident eine
Beſchwerde wegen Auflöſung einer e r des
Sozialdemokratiſchen Vereins, weil Frauen daran teilge-
nommen hatten, für begründet erachtet, hat derſelbe Be
amte nunmehr auch der letzten Beſchwerde des Vereinsvor-
ſtandes ſtattgegeben. Der Vereinsvorſtand hatte ſich nämlich
nicht damit einverſtanden erklären können, daß die Redewendungdes e des Jnnern von dem Segment, in dem die
Frauen a Wſchüieger ger von der Kieler Polizei dahin aus
elegt wurde, daß die Frauen in einem Nebenraume des Ver
ammlungslokals Platz zu nehmen hätten. Auch dieſe Be

ſchwerde wurde vom Polizei- Präſidenten für begründet und
d Vorgehen des überwachenden Beamten für nicht richtig er

ärt.
S Genoſſe Dr. Quark hat geſtern für 28 Monate im Ge

fängnis zu Preungesheim Quartier nehmen müſſen, um für die
Sünden wider den heiligen Militarismus zu büßen.

Quittung.
Zeitz. Für die Hauptkaſſe des Sozialdem. Vereins gin

ein: aus Oſterfeld 10 Mk., aus Zipſendorf auf Liſten 11.70 Mk.
Anbei bemerke ich, daß ſich vom 1. Juli d. Js. ab meine

Wohnung Aue-Zeitz, Weißenfelſerſtr. 48 befindet. Jch bitte die
Kaſſierer unſerer Zahlſtellen, dies zu begchten.

Ernſt Klix, Hauptkaſſierer.
Verantwortlicher Redakteur: Adolf Thiele in Halle.

Grosser
huventur--Ausverkauf. d

Geschäftshaus

Lewin
Halle a. 4, Harbtplatz 2 1.3.

eneralverſammlung der Bank klarlegt. Jn
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Eintritt 15 Pf. Kinder frei.

gemen den G. Juli nachmittags 3 Uhr in Osborgs Bellevue.

Programms werden nur an der Kaſſe verkauft. Kaſſenöffnung 2 Uhr.

Konzert, Geſangsvorträge, Kinderbeluſtigungen, Karuſſell, Sampionzug, Mufſterkurnen.
Von nachmittags 4 Uhr an: Tanzkränzchen Von abends 8 Uhr an a.

e Seſtrede. Das Gewerkſchaftskartell.
Zeutralverband der Zimmerer. Zahlſtelle Halle a. S.

Mittwoch den 2. Juli abends S Uhr bei Streicher
außerordentliche Mitglieder-Verſammlung.

Tagesordnung: „1. Die Lohnkämpfe im Baugewerbe.
Kamerad Kube, Berlin. 2. Bericht der Vergnügungs- Kommiſſion. 3. Son-
ſtige n 1 ammlung findet deshalb ſtatt, weil der Referent auf der Durchreiſe i e S iſt deshalb für alle Mitglieder anberaumt und haben dieſelben

auch Patng zu erſcheinen. Die unorganiſierten Kameraden ſind beſonders
eingeladen, ſie können ſich den Vortrag mit anhören und event. als Mit-

Der Zahlſtellenvorſtand.

Fachverein der Zimmerer
von Halle und Amgegend.

Mittwoch den 2. Juli abends in Frauks Lokal (fr. Schiemann)
Vreiteſtraußerordentliche Verſaumlung.

Tagesordnung: 1. Die gegenwärtigen Zuſtände in der deut-Sogr Zimmererbewegung. Referent: Theodor Fiseher aus Berlin.
2. Vereinsangelegenheiten.

Zu obigem ſehr wichti gen Thema werden e Zimmerer eingelade Alſo r tlich erſcheinen. r Einberufer.Konsum verein f. öppin u. Umg.
E. G. m. b. H.Sonntag den G. Juli a. e. abends 8 Uhr im Gaſthof zu

Freiheit Oppin
außerordentliche General Verſammlung.

Tagesordnung
Beſchlußfaſſung be event. Auflöſung des Vereins.

er Vorſtand. Schönig. Wilop.m eGroßes Familien-Frei- Konzert.
Geſchäfts Uebernahme.

Meinen werten Freunden und Bekannten ſowie meiner werten Nach-
barſchaft zu Ko freundlichen Kenntnis, daß ich das

artoffel, Holz und Kohlengeſchäft
von meinem Vater. vent Handelsmann Ferd. Grossmann- in Giebichen-

glieder beitreten.

ſtein, Große Goſenſtraße 3/4, mit dem heutigen Tage übernommen habeund bitte ich um freundliche Unterſtützung. Hochachtungsvoll

Albert Gross mann junm.

Platten
Die neue Heilmethode.

Neue Auflage.
Lehrbuch der naturgemäßen Lebeusweiſe, der Geſundheitspflege und der arzneiloſen Heilweiſe.

hochelegante Prachthände mit 10 Modellen, 39 bunten Tafeln,Wo Jlluſtrationen und 2839 Seiten Terxt, Mk. 22.50.
Zu degehe durch ſämtliche Austräger und

Die e Geiſtſtraße 21.
Für Teitz und Umgegend

empfiehlt ſich als reelle und billige Bezugsquelle fürWodewaren, Wäſche, Boſamenten

und Arbeiter Garderobe
Ernst SchnehblIe, Zeitz

Waſſervorſtadt S.

Wieder vorrätig:

Führer durch die Strafprozeßordnung.
Rechte des Angeklagten vor Polizei und Strafgericht.

Von Dr. Augo Heinemann, Rechtsanwalt.

Porto 5 Pf. Preis 40 Pf.Die Schrift erörtert auf 80 Seiten in 5 Hauptabſchnitten die Rechte
des Angeklagten vor Polizei, Staatsanwalt und Gericht im Unterſuchungs-,
Beweis- und Gerichts-Verfahren und giebt ihm klare Auskunft, welche
Schritte er von der Einleitung der Unterſuchung (Unterſuchungshaft, Feſt-
nahme, Beſchlagnahme, Hausſuchung) bis zur Erhebung der Anklage und
bis zum Urteilsſpruch zu unternehmen hat, ſo über die verſchiedenen
Berufungsmittel gegen das Urteil. Ein ausflkhrliches Sachregiſter und
reine che Formulare für Eingaben und Beſchwerden erhöhen den Wert
ieſer für jeden Arbeiter unentbehrlichen Schrift, welche nach den Be-

dürfniſſen des praktiſchen Lebens gearbeitet iſt.
Zahlreiche Beſtellungen ſieht entgegen

Die Volksbuchhandlung, Geiſtſtraße 21.

Referent:

Waschstoffe

Im Saisom-

Kommen

Fertige Damenblusen
Ausverkauf

à Stück 40O Pf.

à Meter I Pf.
Hochfeine farbige Damen Jacketts à Stück I50O Pf.
Waschseide
IcIeiderstoffſe. Wert bis 1 Mk.

ete. ete. zum Verkauf.

à Meter 40O Pf.
à Meter 30O Pf.

Aussteuer- Artikel ausser gewöhnlich billig.
Meine Schaufenster bitte zu besichtigen.

F. Schneider, Leipzigerstr.
94.

alhalla- Theater.
Direktion: Richard Hubert.

Gaſtſpiel
der

Fritz Stejdl- -Sänger
Humoriſtiſch ſache muſikaliſches

Künſtler- Enſemble.
Täglich Vorſtellung mit wechſelndem
Programm in dem gut ventilierten

Theaterſaale.
Für Familien-Publikum!! Kein

gewöhnlich.
Ueberbrett'l.

iſe der Plätze wie

9

Direktion: Gustav Poller.
Ab 1. Juli abends 8 Uhr

in den prächtigen, allabendlich elek-
triſch beleuchteten und illuminierten

Gartenanlagen:
Der völlig neue, vorzügliche

r m IgeJiß 10864 ebende Aquarellge-
mälde nach berühmten

Weiſterwerker

6 Damen. r rerMaviwilian Thierry s rer et

von akrobatiſchen regenannt wächer“d Bum, Humoriſt mit ſeinem

aktuellen Revertoir.

an lin
Porrest u. Ling Irid, Sement

9 Danzers
in ganz neuem Genre.

Oberon PreißS, univerſal-Artiſt.

Prna Bolla. „Der ſchwarze Kobold“-
l Koſtüm-Soubrette.

Anfang 8 Uhr. Ende geg. 11 Uhr.

Frima Wurst Waren gus
reinem Schweinegut empfiehlt

Goerig, Rvſenſtraße 2.

Jeden MittwoSh lachte t.
Oskar Heller,

Steinweg 32.
Telephon 2179.

Kinderwagen
in ſtaunend großer Auswahl,

Sport- und Leiterwagen., Reise-
Kkörbe, Garnierungen

reifen, Räder u. dergl.billigſt bei
I. Mederake, Burgſtraße 65.

Kinderwagen,
Reisekvrbe

empfiehlt in größter Auswahl zu den
billigſten Preiſen

L. BRecher, Gr. Wallſtr. 23.

Gummi-

Umzug

empfehle:

linoleum t
Linoleum Teppighe,

an per Stück.

Linoleum Vorlagen
Waſchtiſche.

Linoleum et
Preiſen.

e Anen m
r Zimmerr per qm48

un J
Spezial Geſchäft

für n Wachstuchund Linoleum
27 Gr. Alrichſtr. 27.

Magnum bonum
Ia Speiſekartoffeln, größere Poſten
am Lager,

H. Köppe, Triftſtr. 50/51.

II. Schemmels

S MöbelMagazin
Halle a. S.,

Rathausſtraße Nr. 6.
Größte Auswahl, billigſte Preiſe!

Ausſtattungen
neuer u. gebrauchter Möbel c.

Eig. Werkſtätten, Transport frei!

Neue u. gebr. Möbel aller Art verk.
ſehr billig Schiller, Mühlberg 13.

Alleinige Vertretung der Vielefelzer
Fahrrad und Maſchinen Werke.

Stabil und leichtlaufend ſowie ein
Muſterſtück der modernen Technik ſind
unwiderruflich Weſtfalen Fahrräder, darum empfehle ich jedem den

Bezug eines Weſtfalen Rades.
Hagemann

Sarg und

all e 2.Kein eder deshalb hat Preiſe.

menMeinen werten Kunden deund Genoſſen zur Nachricht, h
amein chäft vom

von Herrenſtra 5 23 nach
burgerſtraßze 41 verlege und
um gütige Unterſtützung.

Otto Baumann
Ahrmacher und Goldarbriter.
S

Gebrauchte Fahrräder zu 50, 55
und 70 Mk. verkauft

Gommergaſſe 2.

Ramsterfelle
ka chſten Preiſene i Diſcherplau 2.

Schultorniſter,
Schultaſchen,
Schulbücher,
Bilderbücher,
Schieferſpitzer,
Federhalter,
Bleiſtifte,
Zirkelkaſten
Schreibhefte,
Schieferkaſten

Rechenmaſchinen,

Tuſchkaſten,
Malbücher u. ſ. w.

empfiehlt billigſt

Volkshuchhandlung

Geiſtſtraße 21.
s

Maurerzum VPutzen werden eingeſtellt

Jäger, Maurermeiſter,
Eisleben.
Die Hälfte

x eines gold. Klemmers verl. Fepen
Beloh. abzug. Albrechtſtr. 36,

Verlag und für die Jnſerate verantwortlich: Auguſt Groß. Druck der Halleſchen Genoſſenſchafts- Buchdruckerei (E. G. m. b. H.) Halle a. S.
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Der Kampf gegen das Polentum
einſt und jetzt.

r. Die preußiſche Staatspolitik ſteht bekanntlich zur Zeit
unter dem Zeichen des Kampfes gegen das Polentum. Bei
den Marienburger Feſttagen iſt mit Nachdruck darauf hin-
gewieſen worden, welche „hohe Aufgabe“ der preußiſche Staat
und der deutſche Ritterorden in dieſem Kampfe zu erfüllen
haben. Seit dem 13. und 14. Jahrhundert ſei dieſer Kampf
notwendig geweſen und heute in noch viel höherem Maße.
Es wurde dabei auch jener Ritterfahrten gedacht, die gemein
ſchaftlich von der abendländiſchen Ritterſchaft unternommen
worden ſind. Dieſe Fahrten hatten den Zweck, die ſlaviſchen
Völker, ſpeziell die Litauer, für ihre Anhänglichkeit an das
Heidentum zu züchtigen und ſie zum Chriſtentum zu bekehren.
Wie dieſe Ritterfahrten oder richtiger die Räuberfahrten aus-
ſahen, ergiebt ſich aus folgender Schilderung

Dieſe ſogenannten „Heidenfahrten“ gegen die Litauer bilde-
ten im 14. Jahrhundert einen beliebten Sport der abend-
ländiſchen Ritterſchaft, der ſo ausartete, daß z. B. König
Karl V. von Frankreich ſeinen Unterthanen dieſe
an hn bei Todesſtrafe verbot. Es gehörte in

itter- und Fürſtenkreiſen zum guten Tone, unter möglichſter
Pompentfaltung nach Marienburg zu reiten, dort eine Reihe
vernügter Tage zu verleben, dann eine Woche in Litauen
auf Kriegspfaden zu wandeln und für dieſe Helden-
thaten den Ritterſchlag zu erhalten. Diepreußiſchen Chroniken nennen neben Bolingbroke die Könige
Ottokar und Johann von Böhmen, Ludwig von Ungarn
die Kaiſer und Könige Karl IV., Günther von Schwarzburg,

von der Pfalz öſtreichiſche Herzöge, Grafen von
84 and, franzöſiſche und ſchottiſche Gäſte. Zuletzt arteten dieſe
Züge in Karikaturen der erſten Kreuzzüge aus.

Die wurden mit einem unglaublichenAufwand in Szene geſetzt. Graf Wilhelm V. von Holland
hatte 1344 in ſeinem Gefolge 38 Ritter und 55 Knappen und
einem unendlichen Dienertroß, darunter Tänzer und Narren.
Eine intereſſante Schilderung einer ſolchen Heidenfahrt, die ein
ander glichen wie ein Ei dem anderen, giebt der preußiſcheReimchroniſt Peter Suchenwirth in ſeiner Schilderung des
Zuges den Herzog Albrecht von Oeſtreich im Jahre 1377 unter
nahm.

Schon die Hinreiſe verlief ſehr vergnüglich. Jn Breslau lud
der Herzog die ſchönen Frauen“ der Stadt auf das Schloß,
damit ſie ihm und ſeinen Rittern die Zeit ver-
trieben W Marienburg gab der Hochmeiſter ein großesBankett, in Königsberg eröffnete der Herzog die „Feſttich-
keiten“ ((h durch ein großes Mahl. Jeder Gang wurde durchFanfaren angekündigt. Die Speiſen wurden auf, goldenen
Schüſſeln aufgetragen man trank franzöſiſche und öſtreichiſche
Weine aus goldenen Bechern.

Nachdem man ſich in dieſer mit den Zwecken eines Kreuz-
zuges wenig zu vereinigenden Weiſe m geſtärkt hatte,
erfolgte der Einbruch ins Heidenland „zu Ehren der Oeſt-
reicher und der Mutter Gottes“. Zuerſt ging es mühſelig
durch den dichten Grenzwald. Dann überraſchte man ein
litauiſches Dorf. Die Ritter „tanzen mit den Heiden den
erſten Tanz; man tötet fünfzig dieſer Elenden; das Dorf
wird in Brand geſteckt, die Flamme loderthoch in die Lüfte“. Dann zieht der Herzog ſein Schwert
und ſchlägt alle zu Rittern, die ſich ihm nahen,
„zu Ehren der heiligen Chriſtenheit und der ewigen Jung-
frau“! Am nächſten Tage vollzieht ſich dasſelbe Schauſpiel;
man erſchlägt viele Heiden, man raubt deren Weiber
und Kinder: „es war in der That erheiternd (I),
dieſe Weiber zu ſehen, welche zwei Kinder an ihrem
Körper befeſtigt hatten, eins vorn, das andere
hinten, und dieſe Männer, die truppweiſe einherſchritten an-
einandergefeſſelt wie eine Meute Jagdhunde“. Und ſo ging es
acht Tage weiter; „man jagte die Heiden wie den Fuchs
und den Haſen“; man verwüſſtete drei Bezirke, von den
verbrannten Dörfern ſtieg ſo dicker Rauch auf, daß die Luft
weithin verfinſtert wurde.
Nach dieſen Heldenthaten kehrten die „Kreuzfahrer“ nach

Königsberg zurück und unter großen Feſten zog
man heimwärts, ſtolz darauf, die in der Niedermetzelung
wehrloſer Menſchen liegende „Gefahr“ durch ein „Gott wohl-
gefälliges Werk“ überwunden zu haben! Mit den ge-
raubten Frauen und Kindern trieben dieOrdensritter, die Komture, ſelbſt die Hoch-
meiſter einen ſchwungvollen Sklavenhandel!
Dadurch ſchlugen ſie die Unkoſten wieder heraus, die ihnen
aus der Bewirtung der zahlreichen „Kreuzfahrer“ erwuchſen.

Wenn von ſeiten bürgerlicher Blätter gelegentlich darauf
hingewieſen wird, daß dieſe Thatſachen der Vergangenheit
angehören und der heutige Kampf gegen das Polentum kulti-
vierte Formen angenommen hat, ſo iſt das die alte Phraſe von
der „humanen Kriegsführung“, die zum Ueberdruß bekannt iſt.
Auch die jetzige Kampfesweiſe der preußiſchen Staatsmänner
wird nicht den erwünſchten Erfolg haben, ſondern das polniſche
Volk zu noch größerem Widerſtande aufſtacheln. Welche Huma-
nität lag ſchon in dem Vergleich der Polen mit den Kaninchen,
den ſich der Reichskanzler Graf Bülow vor kurzem geſtattet
hat. Er mag es nicht wiſſen das Volk aber empfindet es.

Auch die Wreſchener Schulaffaire wird noch lange durch das
polniſche Volk zittern und eine Ausſöhnung ſchwer machen.
Man muß ſich nur hineindenken in die Gefühle einer Mutter,
die die Ueberzeugung hat, daß ihr Kind zu Unrecht geſchlagen
wird. Unter den größten Sorgen und Entbehrungen hat ſie
ihre Kinder groß gezogen, um nachher zu ſehen, wie das Kind
für den Glauben und die Nationalität ſeiner Väter leiden muß.
Einen Kampf, den man nur mit Männern führen ſollte, dehnt
man auch auf die Kinder aus. Das war der größte Fehler,
den man im Kampf gegen das Polentum machen konnte. Von
unſerem Parteiſtandpunkte aus ſoll es uns lieb ſein, wenn der
polniſche Arbeiter ſich mehr der deutſchen Sprache bemächtigte.
Es wäre für uns dann viel leichter, die ſozialiſtiſchen Jdeen in
das polniſche Proletariat zu tragen. Ein jeder weiß, wie
ſchwer es iſt, ſich bei Lohnkämpfen und dergl. mit den Polen
zu verſtändigen. Auch dieſe Zeit wird kommen, wo die pol-
niſche Arbeiterſchaft einſehen wird, daß ſie nur dann einer
beſſeren Zukunft entgegengeht, wenn ſie ſich freimacht von der
großpolniſchen Bewegung des Klerus und der Schlachta, denn
dieſe ſind es, die nur Vorteil haben aus den Beſtrebungen für
ein Großpolen?

Wenn unſere Staatsmänner nicht ſo kurzſichtig wären, wür-
den ſie den Kampf gegen die Großpolen auf einer anderen
Linie führen, die ſich auf ſozialem und pädagogiſchen Gebiet
bewegt. Dann hätten ſie auch das polniſche Proletariat hinter
ſich, welches geſchichtlich ſchon öfter bewieſen hat, daß es ein
tapferer Bundesgenoſſe iſt. Als Napoleon I. nach Rußland
zog, kämpften die Polen unter ſeinen Fahnen, weil ſie glaubten,
r würde ſie vom Deſpotismus des Zaren befreien. Keine

Halle a. Mittwoch den 2. Juli 1902.

Truppen haben den Ruſſen ſo viel zu ſchaffen gemacht als die
Polen. Napoleon hat ſie allerdings um die Freiheit betrogen,
die ſie von ihm erwarteten.

Die Sozialdemokratie ſtrebt deshalb darnach, daß ſie das
polniſche Proletariat als Bundesgenoſſen gewinnt, und ſie wird
an tapfere Mitkämpfer für die Befreiung der Menſchheit
erwerben.

4. Generalverſammlung des Verbandes
der deutſchen Buchdrucker.

l. München, Freitag, 27. Juni 1902.
Döblin bringt ſofort nach Eröffnung zur Kenntnis der

Generalverſammlung, daß eine Reſolution folgenden Jnhalts
eingelaufen ſei:

„Die vierte in München tagende Generalverſammlung des
Verbandes der deutſchen Buchdrucker erklärt, daß es ihrer
Organiſation und deren Organ bezw. Redakteur vollſtändig
ſeag liegt, der ſozialdemokratiſchen Partei und ihren Be-trebungen zur Hebung der Lage ver arbeitenden Klaſſe irgend

welche Schwierigkeiten zu bereiten, verlangt jedoch auch von
der genannten Partei und deren Preßorganen, daß dieſe ſich
ebenfalls jeder Angriffe auf die Leitung des Verbandes, ſowie
ſeine inneren Angelegenheiten enthalten.“

Demuth- Hamburg begründet dieſelbe kurz und erſucht um
einſtimmige Annahme derſelben.
„Siewert-Berlin meint, die Broſchüre des Parteivorſtandes
über den Leipziger Volkszeitungs-Streik habe das klare Recht
der Buchdrucker in Unrecht gewandelt. (Sehr richtig!) Nicht
der Verband habe die Partei, ſondern umgekehrt die Partei
habe den Verband unwürdig behandelt. Er halte die Reſo
lution für überflüſſig und erſucht um ihre Ablehnung.
(Bravo

EichlerLeipzig muß die Anwürfe zurückweiſen, als ob die
Leipziger Kollegenſchaft an der Zuſpitzung der Verhältniſſe
ſchuld ſei. Dieſe wären auch in die Erſcheinung getreten,
wenn der Correſpondent in Berlin gedruckt worden wäre.
Wir ſind noch viel zu duldſam geweſen. Redner meint, daß
dies auch für die meiſten anderen Städte zutreffen würde,
polemiſiert gegen die w. der Schwäbiſchen Tagwacht,
konſtatiert, daß Auer das Wort vom Königlich preußiſchen
Gewerkverein gemünzt, und doch ſeien es immer nur Einzel-
perſonen auf jener Seite, die ſich an uns reiben die Partei
iſt und bleibe trotz allem ganz und gar unſchuldig! Einer
Verhandlung des Verbandes mit der Gewerkſchaft könne er
nicht das Wort reden. Er würde das für eine Schmach
halten. Auch bedauere er die Sitzverlegung der General-
kommiſſion nach Berlin und halte die Annahme der Reſo-
lution für eine Verbeugung vor der Partei. Er empfehle da-
her ihre Ablehnung.

Gieſecke-Berlin meint, daß es freilich wirkliche Gegenſätze
zwiſchen dem Verbande und den anderen Arbeitern gar nicht
geben könne, in Bezug auf die Abwehrartikel Rexrhäuſers halte
er aber dafür, daß dieſe notwendig geweſen. Durch den
Hiſtoriſchen Kalender habe man keine Aufklärung verbreitet.

RoſenlehnerBremen meint, daß der Frieden auch in
Leipzig möglich ſei. Die Arbeiterſchaft habe es eingeſehen,
daß die Parteipreſſe den Kampf geſchürt habe. Durch die
rrmg des Poſadowsky-Telegramms wollte man die

uchdrucker auseinandertreiben. Rexhäuſers Haltung war
berechtigt. Wir wünſchen einen ehrlichen und nicht einen
faulen Frieden.

HeismannFlensburg beſchäftigt ſich zunächſt mit der Ge-
werkſchaft und iſt der Anſicht, daß ihr Beſtehenbleiben und
das ihres Organs dem Verbande ſchade. Einmal wird eine
Verſtändigung doch erfolgen müſſen. (Widerſpruch.) Wer ſagt
Jhnen, daß ſie nicht doch zu uns kommen, wenn wir ſelbſt
auch ſchon tot ſind (Stürmiſche langandauernde Heiterkeit.)
Sie wiſſen nicht, wie lange Sie noch lachen können! Redner
iſt für eine Verſtändigung mit der Gewerkſchaft aus praktiſchen
Gründen.

Ein (zum zweitenmal eingebrachter) Schlußantrag wird an-
genommen.

Maſſini-Berlin hält die Reſolution für überflüſſig, trotzdem
er ſie ſelber unterſchrieben. Der Gang der Debatte habe ihn
aber inzwiſchen eines andern belehrt. Auch der Stuttgarter
Kongreß habe keine Reſolution in der Buchdrucker-Debatte
gefaßt, ſondern die Sache mit einem Reſumee des Vorſitzenden
Bömelburg begnügt. Das könne in gleicher Weiſe auch hier
geſchehen und die Angelegenheit iſt damit erledigt. Jm übrigen
habe Eichler unrecht mit der Befürchtung, die Generalkommiſſion
würde ſich infolge ihrer Sitzverlegung nach Berlin vom Partei-
vorſtande beeinfluſſen laſſen.

Fritſche Hannover konſtatiert, daß Rexhäuſer ſeine eigenen
Theorien über die Partei aufgeſtellt und dieſes Produkt dann
verbreitet. Er verurteile nicht die Abwehrartikel Rexhäufers,
aber um ſo entſchiedener ſeine Angriffe gegen die Partei. Wir
müſſen die Partei unterſtützen und ihr die Wege ebnen. Der
Ton Rerxhäuſers beleidige nicht nur die Partei, ſondern auch
die Buchdrucker. Wir können den Gipfel nicht erklimmen,
wenn uns die andere Arbeiterſchaft nicht nachkommt. Die
Buchdrucker haben ihre Pflicht gegenüber der Vartei nicht
erfüllt die Geldſpenden allein genügen nicht. Es wäre ſehr
vorteilhaft für den Verband, wenn die Mitglieder praktiſch
mitarbeiteten zu unſerm eigenen Nutzen und zum Wohle der
Partei. Wir ſind darin leider ſehr zurückhaltend. (Zuruf:
Andere Arbeiter auch!) Nein, nicht in dieſem Verhältnis! An
der Sammlung von Unterſchriften für die Brotwucher-Petition
haben ſich beiſpielsweiſe in Hannover von 750 Kollegen noch
nicht 50 beteiligt. (Unruhe.) Man möge, wozu er nochmals
rate, bei etwa notwendiger Abwehr nicht übers Ziel hinaus-
gehen und er bitte um Annahme der Reſolution. v

Demuth- Hamburg konſtatiert, daß der Gewerkſchaftskongreß
eigentlich kein Recht hatte, durch eine Reſolution den Verband
feſtzulegen. Wir müſſen anders handeln, wenn wir nach
außen hin zweifelsfrei dokumentieren wollen, daß wir einen
ehrlichen Frieden wollen. Jn der Reſolution iſt Rerhäuſer
kein Unrecht geſchehen und er erſuche, die Erklärung im Jnter-
eſſe unſerer Organiſation anzunehmen. Auf dem Stuttgarter
Kongreß iſt das ehrliche Beſtreben zu Tage getreten, mit uns
in Frieden zu leben und er warne die Generalverſammlung
vor Ablehnung der Reſolution.

Rexhäuſer erſucht, ihm noch Redefreiheit zu geſtatten.
Hildenbrand Stuttgart will in dieſem Falle auch für ſich

gleiches Recht.
Rexhäuſer verzichtet daraufhin auf ſeinen Wunſch und ver-

wahrt ſich in perſönlicher Bemerkung gegen die Behauptung
Hildenbrands, daß er mit ſeinen Zitaten Stimmungsmacherei

etrieben. Er habe ſich nicht durch Voreingenommenheit beein-
uſſen laſſen. Gegen die Reſolution habe er nichts einzuwenden,

da er ehrlich den Frieden wolle. Zum Beweiſe deſſen erkläre
er, daß der Leipziger Vorgang nicht ſo ſchnell beendigt worden
wäre, wenn er nicht perſönlich ſeinen ganzen Einfluß in dieſer
Hinſicht geltend gemacht hätte. Er möchte ſchließlich aber davor
warnen, hier mehr Parteigenoſſe als Buchdrucker zu ſein.

Döblin weiſt vor der Abſtimmung darauf hin, daß dieſe De
batte gewiſſermaßen drei Jahre in der Luft ſchwebte. Er könne
auch kein anderes Reſumee geben, als es in der Reſolution
niedergelegt iſt. Redner rekapituliert beide Strömungen der
Debatte und meint, ein Eingreifen des Zentralvorſtandes in

13. Jahrg.

den Kampf hätte ſtets einer Richtung in den Kollegenkreiſen
nicht gefallen. Er ſage mit Bebel: „Wir haben keine Zenſur-
behörde für ungr Organ Der Redakteur müſſe ſtets unter
ſeinem eigenen Verantwortlichkeitsgefühl ſtehen. Die e
Rexhäuſers laſſe ſich pſychologiſch dadurch erklären, daß er ge
glaubt habe, der freie Spielraum der gewerkſchaftlichen Thätig
keit würde einzuengen verſucht und er müſſe daher in der
Wahrung der Verbandsintereſſen ſo handeln, wie geſchehenDas ſei eben Sache des Temperaments. Perſönlich ſei er der
Anſicht, daß der Verband als Gewerkſchaſt eine eminent wichtige
Gegenwartsarbeit zu leiſten habe und ſich ſchmeicheln dürfe, aufdieſem Gebiete ein großes Stück moderner Abeiterbewegung
vollführt zu haben. Dabei kämen uns allerdings die ſachlichenVerhärtniſſe zu ſtatten, die für uns günſtiger lägen als für
andere Arbeiter-Kategorien. Man müſſe auf der anderen Seite
aber auch der Eigenartigkeit unſeres Berufes mehr Rechnung
tragen. Die teilweiſe noch vorhandene Unkenntnis auf dieſem
Gebiete führe erklärlich zu Differenzpunkten. Jn die Debatte
ſind von keiner Seite perſönliche Momente hineingetragen. Wirhaben elbſtrerſtänd lich kein Jntereſſe an der Schädigung der

Partei. Aus dem Verbande ſeien der politiſchen Bewegung der
größte Prozentſatz thätiger Kräfte gefloſſen. Die Mehrzahl der
Redner habe die Haltung Rexrhäuſers als Notwehr betrachtet
und für erforderlich gehalten, andere waren der Anſicht, er habe
die Grenze überſchritten. Bezüglich der BuchdruckerGewerk-
ſchaft müſſen wir es wohl oder übel beim alten laſſen, da die
Wacht ausdrücklich geſchrieben habe, auch bei der Verſchmelzung
beider Organiſationen würden die Gewerkſchafter den Kampf
nicht einſtellen, ſondern ihn nach wie vor auch innerhalb unſerer
Organiſation weiter führen. Unter dieſem Umſtänden ſei nichts
zu machen. Bezüglich der Reſolution meine er, daß dieſelbe
keine Verurteilung Rexhänuſers enthalte und empfehle aus per-
ſönlichen Gründen die Annahme derſelben.

Darauf wird die Reſolution mit allen gegen 16 Stimmen, bei
einigen Stimmenthaltungen Berliner Delegierten, angenommen.

Döblin verlieſt nun eine Karte des wen
Metzger-Hamburg, die ſich auf Aeußerungen bezieht, die er
(Döblin) auf der Generalverſammlung nach dem Bericht des
Echo gethan. Redner verweiſt diesbezüglich auf das Steno-
gramm und präziſiert ſeine Auffaſſung nochmals.

Schoreck-Eſſen konſtatiert, daß die dortige Druckerei nicht
Eigentum des Verbandes ſei, ſondern nur einzelnen Kollegen
gehöre. Seine Aeußerungen als Redakteur des dort hergeſtellten
Blattes ſeien in einem ſpeziellen Falle aus dem Zuſammenhange
geriſſen und ſo in der Parteipreſſe mit feindſeligen Bemerkungen
abgedruckt worden. Darauf habe er dem Vorwärts ſeine Be-
J tiging eingeſandt, welche leider in den Papierkorb gewandert
ſei. Er benutze dieſe Gelegenheit, die Sache hervor zubringen.

Sodann wird über die Verlegung des Correſpondenten und
Errichtung einer Verbandsdruckerei verhandelt. Ein diesbezüg-
licher Antrag wird von Maſſini begründet mit dem Hinweis
auf die Notwendigkeit, das Organ am Sitze des Vorſtandes
und der Jntelligenz (Heiterkeit) zu haben. Auch Hildenbrand
tritt in warmer und entſchiedener Weiſe für die Verlegung ein,
dieſelbe mit der Notwendigkeit motivierend, den Redakteur dem
Leipziger Milien zu entziehen. Ebenſo ein Hamburger Dele-
gierter. Rexhäuſer iſt dagegen, weil es falſch ſei, anzunehmen,daß er ſich durch die Leipziger Verhältniſſe in unzuläſſiger Weiſe
beeinfluſſen laſſe. Auch Döblin erſucht, es bei dem jetzigen Zuſtande zu belaſſen.

Für die Verlegung erklären ſich 38, dagegen 47 Delegierte.
Der Sitz des Correſpondenten bleibt alſo Leipzig. Für die Er
richtung einer Verbandsdruckerei ſtimmten 3 Delegierte. Die
beantragte Obligatoriſierung des Aorreſpondenten von Ver-
bands wegen wurde durch Uebergang zur Tagesordnung er-
ledigt, weil dieſelbe ſehr gut von den Gauen bez. Bezirken
geſchehen könne. Weiter wurden die Diäten wie folgt feſtgeſetzt:
Die Delegierten erhalten Erſatz ihres Lohnausfalls, daneben
10 M. Tagesdiäten und Bahnfahrt 3. Klaſſe.

Nach einer 10 Minuten-Pauſe gelangte Punkt 4 der Tages-
ordnung zur Beratung: Beſprechung über die allgemeine tarif-
liche Lage. Dazu referiert in ausführlicher Weiſe der Sekretär
des Tarifamts deutſcher Buchdrucker, Schliebs Berlin. Seine
Ausführungen haben im ganzen nur für Fachleute Jntereſſe.
Einzelheiten laſſen jedoch erkennen, daß von Gehilfenſeite häufig
das Tarifamt in Anſpruch genommen wird, ohne zu ſuchen aus
eigener Kraft die ſtipulierten Lohnſätze zu erlangen. Ferner iſt
erwähnenswert, daß das Eingreifen des Stadtverordneten Dr.
Quark-Frankfurt in Tarifangelegenheiten der dortigen Gehilfen
bei den Prinzipalen eine große Erregung hervorrief. Bezüglich
der Maſchinenſetzer werden viele Beiſpiele dafür angeführt, daß
dieſe teilweiſe ihr Jntereſſe nicht in entſprechender Weiſe zu
wahren wiſſen. Jn Sachen der rheiniſch weſtfäliſchen Tarif-
angelegenheit habe das Tarifamt ſeine volle Schuldigkeit ge-
than, nicht aber einzelne Kollegenkreiſe.

Die an das Referat geknüpfte Diskuſſion verbreitete ſich zu
nächſt über die Zuſtände in Rheinland-Weſtfalen. Die Ver-
treter aus jenem Gau geben dem Tarifamt die Schuld an den
Verhältniſſen. Die Prinzipalsvertreter wären mit ihrem Sonder-
tarif gekommen, den das Tarifamt genehmigt habe, ohne die Ge-
hilfen zu fragen. Es ſei eine Anmaßung von Schliebs, den
dortigen Gehilfen vozuwerfen, ſie hätten nichts gethan. Dieſe
müſſe man zurückweiſen. Sie verlangen den allgemeinen deut-
ſchen Tarif auch für ſich und wünſchen die Stellung der Gene-
ralverſammlung kennen zu lernen.

Döblin bezieht ſich auf eine größere Zahl Correſpondent-
Notizen, nachweiſend, daß die Gehilfenſchaft RheinlandWeſt-
falens bez. der Erringung beſſerer Lohnverhältniſſe noch viel zu
thun habe. Das müſſe aus eigener Kraft geſchehen, und wenn
man ſehe, daß die dortigen Gehilfen zielbewußt vorwärts
ſchreiten, werde ihnen auch die thatkräftige Unterſtützung des
Zentralvorſtandes und des Tarifamts nicht fehlen.

Vorſchläge zur Einführung beſſerer Verhältniſſe wurden im
Laufe der Diskuſſion nicht gemacht.

Bei dem zu vorgerückter Stunde erfolgten Schluß der heu-
tigen Sitzung wird erklärt, daß dieſe Debatte zwar praktiſche
Erfolge nicht zeitigen konnte, aber doch immerhin zur dankens-
werten Jnformation der Generalverſammlung gedient habe.

München, Sonnabend 28. Juni.
Zum geſtrigen Thema ſprach noch der Sekretär des Tarif-

amts, den rheiniſch weſtfäliſchen Streitfall eingehend erörternd.
Bei Beratung über Punkt V der Tagesordnung Beſprechung

über den internationalen Buchdrucker- Kongreß in Luzern, giebt
Döblin als Vertreter des Verbandes auf demſelben ein kurzes
Reſumee der dort gefaßten Beſchlüſſe, erwähnt die Schaffungeiner internationalen iderſtandstaſſe und fragt die General-
verſammlung, ob ſie mit ſeiner Stellung zu den einzelnen
Fragen einverſtanden ſei. Jn der Diskuſſion wird auch das
Verhältnis des Berbandes zum elſaßlothringiſchen Buchdrucker-
verein beſprochen und eine Verſchmelzung beider Organiſationen
gewünſcht. Der Sekretär des internationalen Buchdrucker-
Sekretariats, Stautner-Bern, verbreitet ſich über die Auf-
gaben des Sekretariats und die Stellung der einzelnen Landes-
verbände zu einander. Anträge waren auch zu dieſem Punkte
der Tagesordnung nicht geſtellt.
Beim Vil.: Feſtſetzung der Mitgliederbeiträge, beließ man

dieſelben auf der bisherigen Höhe, weil man vorher alle An
träge, die eine Beitragserhöhung notwendig r hätten, ab
gelehnt hatte. Damit waren alle Anträge, die eine Statuten
änderung notwendig machten, erledigt.

e

r x



J S

T

e c

r c

S z T

S h

e

h e

r

e e.en d r Sn r

d ſodann Rexhäuſer gegen eine Anzahl Stimment-
altunger kederae wählt Er verſprach, möglichſt objektiv zu
ein, ein Programm könne er jedoch nicht geben, da ſeine

Ho t den jeweiligen Verhältniſſen angepaßt ſein müſſe.

Da hl
des Verbandes ſei ihm Richtſchnur bei ſeinen W

ie Wahl des Vo n rieb geſchieht per Sag
Es werden die bisherigen: Döblin als Vorſitzender, Beyer
Hauptverwalter und Eifler als Kaſſierer, ziemlich ein
m wiedergewählt. Als Gehälter werden ausgeworfen jek. für Redakteur und Vorſitzenden, und je 2900 wut

h und Kaſſierer. Die Kevinnerationen bleiben
au bisherigen Höhe. Die Gehaltserhöhungen treten bereits
vom 1. Januar 1902 ab in Kraft.

ls Ort der nächſten Generalverſammlung (Punkt 11) wird
Dresden beſtimmt. Zeit: 1905.

nunmehr ſind als letzter Furrt nur noch die reſtierenden
Anträge ehandeln. Nach der auſ wird jedoch wieder
eine Gehaltsdebatte entfeſſelt, welche ſchließlich dahin führt,
daß dem Vorſitzenden des Zentralvorſtandes noch die bewilligte
Remuneration von 100 Mk. jährlich S Repräſentationskoſten
um weitere 100 Mk. erhöht wurde. Danach berichtet noch die
Beſchwerde Kommiſſion über ein Geſuch aus Düſſeldorf, das
dahin geht, der Verband möge die gelegentlich eines Konkurſes
der dortigen GehilfenDruckerei den beteiligten Gläubigern er
wachſenen Verluſte erſetzen. Die Kommiſſion iſt aus prinzipiellen
Chren für Ablehnung, die denn auch nach kurzer Debatte
erfolgte.

Die ſodann noch reſtierenden Anträge nehmen nur ein ge-
ringes Intereſſe in Anſpxuch. Nach ihrer Erledigung wurde
noch eine vertrauliche Fpung abgehalten und ad die
4. Generalverſammlung des Verbandes der deutſchen Buch-
drucker nach außerordentlich anſtrengenden, ſechstägigen Ver
handlungen in vorgerückter Stunde geſchloſſen.

Stadtverordneten Sitzung
vom 30. Juni 1902, nachmittags 4 Uhr.

Vorſteher: Dittenberger.
ßi Eingegangen iſt ein Schreiben des Nationalen Handlungs

gehilfenverbandes, in dem erſucht wird, die Sonntagsarbeit im
Handelsgewerbe vor 12 Uhr mittags zu beſchränken, an den
I. Feiertagen die Arbeit zu unterſagen und im Großhandel die-

gänzlich zu verbieten. Die Sache wird bis nach den

o

rien, die von Mitte Juli bis Anfang September dauern
ollen, vertagt. Zwei Petitionen, betreffend Pachtermäßigung

für den Pächter der Peißnitz und für den Brückenpächter Winter,
werden der Petitionskommiſſion überwieſen. Der Verein der
Papierwarenhändler erſucht um einen Zuſchuß zur Herausgabe
der Bücherverzeichniſſe für die Schulen. Der Magiſtrat hat ſich
ablehnend verhalten und empfiehlt, die Sache ebenfalls der
Petitionskommiſſion zu überweiſen. Das geſchieht. Bekannt

wird eine Einladung zu einer am 12. Juli in der
Iniverſität ſtattfindenden Feier. Nach der Verleſung und

Genehmigung des Protokolls der Sitzung vom 23. Juni wurde
in die Tagesordnung eingetreten.

1. Die gung von Mitteln zur Aufſtellung von
Gaslaternen in den Anlagen vor dem Poſtamt II, die ſchon
in voriger Sitzung r Beratung ſtand, wird nach einem Ver-
mittelungsantrag Uber beſchloſſen. Es werden 220 Mark zur
Verſetzung einer der bereits vorhandenen und zur Errichtung
einer neuen Laterne ausgeworfen.

2. Die Fluchtlinien-Regulierung der Trothgerſtraße
zwiſchen Mötzlicher- und Oppinerſtraße wurde dem Magiſtrats-
antrag gemäß beſchloſſen.

Z. Dem Landaustauſch an der Wittekindſtraße wurde vhne
Widerſpruch zugeſtimmt. Stadv. Gieſe monierte bei dieſer
Gelegenheit die nach der Friedensſtraße heraufgehende ſogen.
Hexentreppe, die ſo ausſehe, als wäre ſie von einem Lehrling
angelegt, dem darauf eine Prämie zugeſichert worden iſt, die
Treppe ſo unbequem wie möglich zu machen. Für zwei Tritte
wäre immer ein Podeſt gemacht worden. Redner beantragt die
Umarbeitung der Treppe. Stadtbaurat Genzmer entgegnet
hierauf, daß die Treppe von dem eingemeindeten Vororte ſchon
mit übernommen worden ſei und das Bauamt deshalb kein
Vorwurf treffen könne. Die Anſichten über die Treppe ſeien
ſehr verſchieden; ſo habe ſich z. B. der Kommunale Verein Nord
ſehr lobenswert über die Treppe ausgeſprochen. Eine Aende-
rung der Treppe ſei ohne Schädigung der Anlieger nicht gut
durchzuführen. Stadtv. Em mer äußert ſich zuſtimmend zu den
Ausführungen des Herrn Gieſe. Stadtv. Gieſe erwidert auf
die Aeußerung des Stadtbaurats, daß er dem Bauamt habe
keinen Vorwurf machen wollen er ändere ſeinen Antrag da-
hingehend ab, den Magiſtrat zu erſuchen, wegen der Treppen-
änderung eine entſprechende Vorlage zu machen. Der Antrag
Gieſe wurde aber gegen eine erhebliche Minorität abgelehnt.4. Für baniige Veränderungen im Schlachthofe werden

die erforderlichen Mittel, 3000 M., nachbewilligt.
Die Errichtung einer Entnebelungsanlage in der

Schweine Schlachthalle des Schlachthofes wurde beſchloſſen.
Jn der Schlachthalle beſteht der Uebelſtand, daß die aus Brüh-
bottichen und aus den ausgeſchlachteten Tierleibern aufſteigenden
geſättigten ſchweren Dämpfe in der kälteren Jahreszeit die
Halle derart anfüllen, daß die Thätigkeit der Fleiſcher ſehr be-
hindert und den unterſuchenden Tierärzten ein genaues, zuver
läſſiges Arbeiten zeitweiſe ganz außerordentlich erſchwert wird.
Die Anlage erfordert einen Koſtenaufwand von 18 950 M. und
der Magiſtrat iſt der Anſicht, daß durch die Neuanlage alle
Uebelſtände beſeitigt ſind. Stadtv. Thiele iſt nach Lage
der Sache mit dem Antrage einverſtanden, ob aber die Miß-
ſtände thatſächlich beſeitigt werden, ſei eine zweite Frage. Nach
den bisherigen Erfahrungen mit dem Magiſtrat müſſe man
ißtrauiſch werden. Jedenfalls erkenne der Magiſtrat auch
hieraus wieder, wie wenig angebracht ſein ſtark ausgeprägtes
Unfehlbarkeits Bewußtſein ſei. Die frühere Anlage habe ſich
doch auch nicht entſprechend bewährt. Stadtv. Schnackenburg
verſpricht, daß die Anlage nach den ſtattgehabten Jnformationen
ut werde. Neuerungen werden auch durch den

Fortſchritt der Technik bedingt.
6. Die Haushaltpläne der allgemeinen und der kauf-

en Fortbildungsſchule für 1902 werden wie vorgeſchlagen
feſtgeſetzt.

Zur Ausſtattung der Schule in der Freiimfelderſtraße
werden 450 M. nachbewilligt. 4

8. Die Jnterpellation betreffend Störung eines Leichen-
uges infolge polizeilicher Siſtierung des Fahnenträgers des
riegervereins Germania und Auflöſung einer Verſammlung

wegen Anweſenheit einer Frau, wurde von dem Stadtv. Thiele
in wirkſamer Weiſe begründet.

Stadtv. Thiele führte aus: Nicht r wegen der beiden
olizeilichen Eingriffe, von denen in der Jnterpellation direktdi Kede iſt, ſondern wegen des in den weiteſten Kreiſen der

Bürgerſchaft verbreiteten Gefühls der Unſicherheit gegenüberder Poltge ſei die Interpellation eingebracht worden, um den
Stadtverordneten als Vertretern der Bürgerſchaft Gelegenheit
zu geben, J r über die dieſgen Polizeiverhältniſſe aus-
uſprechen. ſei unbeſtreitbar die Bürgerſchaft infolge mannig-fa er Vorkommniſſe über die Polizei geradezu beunruhigt,

dieſe doch die Aufgabe habe, für Ruhe und Sicherheit
u ſorgen.W a diecht der Stadtverordneten, die Polizei in den Bereich

ihrer Erörterungen zu ziehen, könne nicht beſtritten werden
dieſes Recht ergebe ſich ſchon aus der Städteordnung, und
wenn die Bürgerſchaft in dieſem ar 570 000 Mk. für die
Polizei aufbringen müſſe, ſo habe ſie natürlich auch allen An
pruch darauf, zu tadeln, wenn ihr manches nicht gefällt und

ng zu verlangen. Würden doch jährlich an 11000 poli-eil Strafmandate hier in Halle re und die meiſten
die Strafe ruhig, nicht weil ſie ſich ſchuldig wiſſen,

i M munerartio ſt den
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F ehr um den Nachweis, daß das Syſtem, nach
welchem unſere Po e werwaltng We ein verkehrtes, ein
den Bürgern ſchädliches iſt. Die hieſige Polizet läßt bei ihrem
Wirken d Arie ruhige Sachlichkeit und Un lichkeit ver
miſſen, welche notwen iſt, wenn die Polizei nicht zu einer
Pl für die Bürgerſchaft werden ſoll.

will nicht den unendlichen Eingriffen reden, denen
meine politiſche Partei hier ſeit Jahren ſeitens der Polizei aus
eſetzt war und iſt. Jch Fuß nicht reden von dem provo-atoriſchen Auftreten der Polizei bei der Maifeier 1900, bei

welcher nur durch die überlegene Ruhe der ha ter der gefähr
lichſte Zuſammenſtoß vermieden worden iſt. Wäre es damals
um Blutvergießen gekommen und hätten dann zahlreiche Ar
eiter ſich vor Gericht verantworten müſſen, dann wäre die

Polizei der wirklich hprdige eweſen. will au8 nicht
erinnern an das parteiiſche Auftreten der Polizei bei Streiks,
wo ſie ihre Macht zu W der Unternehmer in die Wag-
ſchale geworfen hat. Nicht geredet ſoll ferner werden von der
Thatſache, daß die hieſige ehe Bchggen oberinſtanzlichen Er-
kenntniſſen, die Abhaltung polniſcher Verſammlungen verboten hat,weil ſie keinen Beamten Habe, der der polniſchen Sprache mächtig

ſei, daß ſie auch eine Verſammlung in der nachmittäglichen Kirch
zeit nicht erlauben wollte trotz eines entgegengeſetzten Erkennt-
niſſes des Kammergerichts. Auf alles das und viele ähnliche
Eingriffe der Polizei, unter denen die Arbeiter zu leiden haben,
S heute nicht eingegangen werden. Jch will vielmehr nur
ſolche Fälle berühren, an denen die geſamte Bürgerſchaft
intereſſiert ſein muß.

ch erinnere da an das verbotene Bismarckhoch, bei
dem ſich die Polizet, r die Herren Staude und
Weydemann, ſo empfindliche Blößen gegeben hat. Jch er-
innere ferner an die unlängſt erfolgte Erbrechun g des
Vereinsſchrankes der hieſigen ruſſiſchen Studenten. Konnte
man da nicht wenigſtens einen oder einige der Herren hinzu
iehen Nur für den höchſten Notfall giebt das Geſetz derh das Recht, derartig vorzugehen. Lag denn dieſer äußerſte

all hier vor? Weiter muß erinnert werden an ein unlängſt
vom Kammergericht gefälltes Erkenntnis, durch welches die von
der hieſigen Polizei verfügte Unterſtellung eines Mädchens
unter Sittenkontrolle aufgehoben und außerdem der Polizei
ein ſehr deutlicher Naſenſtüber h wurde.
Ein faſt d Eingreifen der Polizei iſt in dem Falle

eines in Halle-Nord wohnenden Rechtskonſulenten zu kon
ſtatieren. Ein Kriminalpoliziſt hat die Mutter eines bei dem
Konſulenten ſeit 1 Jahren beſchäftigten Schreibers zu bereden
geſucht, ihren Sohn aus der Stelle wegzunehmen. Der Poliziſt
hat dabei die Vergangenheit des Konſulenten erzählt und allerlei
nachteilige Behauptungen über ihn aufgeſtellt. Meine Herren,
das iſt doch einfach unerhört! Der Mann an eine längere

r hinter ſich. Statt daß man ſein ehrliches Be
treben, ſich wieder eine fegr Exiſtenz zu gründen, begünſtigt,
bereitet man ihm allerlei Schwierigkeiten. Und es kann doch
nicht angenommen werden, daß der Poliziſt ohne Auftrag ſeiner
Vorgeſetzten gehanreßt hat.

Wie äußerſt blamabel für die hieſige Polizei iſt auch der
Ze Schöning verlaufen! wurde dabei u. a. feſt
geſtellt, daß Oberbürgermeiſter Staude geſagt hatte, er kenne
eine ewig Sache nicht, obwohl er mit Namensunterſchrift in
derſelben Sache eine wichtige Verfügung erlaſſen hatte. Hier
unterbrach der t den Redner und ſagte, von alle-
dem ſei doch in der Interpellation nicht die Rede. Stadtv.
Thiele erwiderte, er habe doch gleich ein zuge geſagt, daß erſich nicht auf die beiden Vorkommniſſe belchränken wexde, die

den direkten Sgr. der Jnterpellation bildeten. Er fährt
dann fort Selbſt die hieſigen Gerichte haben wiederholt Ge-
legenheit nehmen müſſen, der Polizei entgegen zu treten. So
hat Landgerichtsrat König im Urteil über eine Polizeiſache am
30. Mai 1900 geſagt: „Wenn die Polizei ſo vorgehen dürfte,
dann könneſie jedem Menſchen den Mund zubinden.

Wiederum unterbrach hier der Vorſitzende den Redner und
erſuchte ihn e an die Interpellation gu halten.

Stadtv. Thiele erklärte, wenn der Vorſitzende ihm das Vor
bringen des noch maſſenhaft vorhandenen Materials über das
Verhalten der Polizei unmöglich mache, dann bliebe ihm nichts
weiter übrig, als fortgeſetzt ähnliche Jnterpellationen einzu
bringen. Er glaube nicht, daß damit dem Kollegium ein Dienſt
erwieſen werde. Trotzdem beſchränkte ſich Stadtv. Thiele, um
etwaigen nach der Geſchäftsordnung zuläſſigen Weiterungen des
Vorſitzenden zu entgehen, nunmehr auf Beleuchtung des polizei-
lichen Eingreifens beim Begräbnis des alten Kriegers am
31. Mai und auf die unberechtigte Auflöſung der Sitzung des
Gewerkſchaftskartells am 6. Juni. g

Was die Siſtierung des Fahnenträgers mitten aus dem
n heraus anlange, ſo habe dieſe allgemeinen Unwillen
erregt. Wenn auch die Polizei vorher das Mittragen der Fahne
verboten hatte ein Recht, das der Polizei nicht einmal inallen deutſchen Bundesſtagten zuſtehe t konnte ſie es bei
einem nachträglichen Strafmandat bewenden laſſen; ſie durfte
nicht die Gefühle der Leidtragenden ſo ſchroff verletzen. Ahndet
doch ſogar das Geſetz jede Störung einer Leichenfeier beſonders
ſtreng, und die hieſige Polizei hat es fertig gebracht, die Störung
vorzunehmen ohne zwingenden Grund.
Die Jusng der Verſammlung am 6. Juni erfolgte entgegen

einer klaren und beſtimmten Verfügung des Miniſters, die doch
vor allem für die Polizei maßgebend ſein müßte.

Beide Vorkommniſſe und alles andere, was vorgebracht werden
könnte, müßten für das Kollegium ein Anlaß ſein, ſich einmal
eingehend über die hieſige Polizei auszuſprechen. Man ſolle der
Debatte nicht ausweichen, weil ſie von ſozialdemokratiſcher Seite
angeregt worden iſt. In dieſem Punkte hätten alle Parteien
gleiches Jntereſſe daran, etwaige Willkürakte der Polizei un
möglich zu machen. Perſönliche Sympathien und Antipathien
müßten ſchweigen wenn es ſich um Angelegenheiten handelt,
unter denen das ganze Gemeinweſen leidet,

Bürgermeiſter v. Holly: Der Jnterpellant hat in ausgedehn
ter Rede ein Bild über die geſamte Thätigkeit der Polizei ent-
rollt. Sie, meine Herren, werden nicht glauben, daß ich dem
Redner in dieſer Weiſe folge. Jch werde nur auf die zwei in
der Jnterpellation erwähnten Dinge eingehen. Nach den all-
gemeinen Schilderungen des Jnterpellanten wäre die Polizei
zu verurteilen, aber von einer Verurteilung könne hier im Kol-
legium gar keine Rede ſein. Geſagt ſei aber, daß der Leiter
der Polizei, Herr Weydemann, die Anerkennung ſeiner
vorgeſetzten Behörde, Oberbürgermei-ſters Staude und des Magiſtrats beſitzt. Die Jnter-
pellation frägt an: Iſt dem Herrn Oberbürgermeiſter als Chef
der Polizei bekannt, daß ein Leichenzug geſtört und eine Ver
ſammlung aufgelöſt wurde? Gewiß Jeder einzelne habe von
der Sache wohl gehört; man habe das auch in den Zeitungen
geleſen. Aber eine amtliche Behandlung habe die
Sache im Schoße des Magiſtrats nicht erfahren, da
die Angelegenheit nicht zu unſerem Reſſort gehört. Der Magi-
ſtrat könne ſich nicht mit verwaltungsrechtlichen Fragen der
Polizei beſchäftigen. Wohl beſchäftigt er ſich mit Etatſachen der
Polizei und dergleichen Dingen. Aber auf die erfolgten An-
gife könne hier nicht geantwortet werden, und ſo kann ich als

zertreter des Oberbürgermeiſters ebenſowenig mein Einver
ſtändnis zu den Maßnahmen der Polizei erklären, als das Nicht
Einverſtändnis. Und wenn es nun weiter in der Jnterpellation
heißt: Was gedenkt der Oberbürgermeiſter zu thun, um der
Wiederholung ſolcher Zorn ge vorzubeugen ſo müſſe er
klärt werden: Nichts. Dieſe Dinge ſind den höheren Jn-
ſtanzen zu überlaſſen, denen es zukommt.

Der Vorſteher frägt hierauf an, ob beantragt wird, in eine
Beſprechung der Interpellation einzutreten.

Stadtv. Krüger ſtellt dieſen Antrag und begründet ihn auch.
Mit den ſehr zweifelhaften Ausweichungen des Bürgermeiſters

handle ſich
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mlich bei dem
legiun b beüalick derAlrch die Polizei ſoll es nichts hineinzureden hab

ſind Patrioten, die s in einem ſehr guten Gerxuch
ehen, denen da der Leichenzug o aſtört worden iſt, und viele

patriotiſche Leute haben daran Aergernis genommen, daß ſo
ietätlos von der verfahren wurde, aber niemand
nun dafür bürgen, daß die Polizei noch weiter in „gutgeſinnteBürgerkreiſe hineingreift, die jetzt noch meinen, vor olizei

gefeit zu ſein. Das Recht, inwieweit zas ollegium über Maß
nahmen der Polizei mitzureden habe, ſei durch die Rede-
wendung des Herrn v. Holly noch nicht geklärt; es ſei not
wendig, das Recht einmal kennen zu lernen, und deshalb ſchon
ſei eine Beſprechung der Jnterpellation wünſchenswert.Zur Se der Vier ellation war die r timmung

„von 15 Stadtverordneten erforderlich. Nach der Ab mmu
hieß es aber, nur 14 Stadtverordnete hätten 13 die
ſprechung geſtimmt und wäre dieſelbe ſomit abgelehnt. Na
unſerer oberflächlichen Ueberſicht und den uns gemachten Mit-
teilungen haben folgende Herren für die Jnterpellation ge
ſtimmt: Dr. Schmid-Monnard, Greßler, Stephan, Spindler,
Sieber, Riediger, Blumentritt, Brinkmann, Fiſcher, Döhler,
Reichert, Emmer, Gerig, Krüger und Thiele. Das Wien
demnach 15 Stadtverordnete geweſen. Der Stadtv. er
burg war nicht anweſend und entſchuldigt.

Lokales und Provingielles.
Halle a. S., 1. Jult.

Aus dem Stadtverordnetenſaale.
Laßt den Deckel zu! Laßt ihn zu! Das ſchien dieſtille Deviſe zu ſein, die ſich die de der bürgerlichen

Stadtverordneten gegeben hatte, als geſtern von ſozialdemo-
kratiſcher Seite der Deckel vom Polizeitopfe abgehoben werdenſollte. Es iſt ja richtig: aus dem St ſteigen Dünſte, die
in die Augen brennen und in die Naſe ſtechen; aber trotzdem
muß doch mal geprüft werden, was im Polizeitopfe brodelt,
und ob das darin zubereitete Gericht dem Geſchmacke und denWünſchen derer enhſpricht, die die ganze Mahlzeit eſſen und

bezahlen müſſen und zwar hölliſch teuer bezahlen müſſen. Zu
mal wenn die begründete Befürchtung beſteht, daß die Mahl
eit gänzlich verdorben wird, daß die Köche allerlei falſcheFugrediengien hineingemengt haben, durch welche die Speiſe

ungenießbar und übelduftend wird, dann gebietet es ſchon dernſoche Selbſterhaltungstrieb, daß der Deckel gehoben und der

Brei gründlich unterſucht wird, damit noch geändert und ge-
beſſert werden kann, was noch zu ändern und zu beſſern iſt.

ie Mehrheit des Kollegiums dachte geſtern anders: „Laßt
den Deckel zul Laßt ihn zu!“ Die Herren ins zwar den
Ausführungen des Genoſſen Thiele mit bemerkenswerter Ruhe
u. Es fiel da gar manches Wort, was der Mehrheit aus
em Herzen r ſchien. Noch hatte der Redner bei weitem

ſein Material nicht erſchöpft, noch hatte er das ganze Kapitel
von Kaſernenhofblüten, die bei dieſer Gelegenheit mit zur
Sprache kommen ſollten, nicht einmal berührt, noch hatte er
namentlich auch alle die Fälle von Beeinfluſſung nicht erwähnt,die gleichfalls zur Jlluſtrierung der angeſ tienen rage ge
hörten, als der Vorſitzende die Ausführungen unterbrach und
den Redner erſuchte, ſich nur an ſeine Jnterpellation zu halten.
Bergebens war die Entgegnung, daß doch gleich zu Beginn derBegründung e t worden ſei, die beiden in der Interſellatton

angezogenen Vorfälle hätten nur den äußeren Anlaß gegeben,
das ganze Syſtem, nach dem unſere Polizei arbeitet, einmal
zu prüfen. Der Vorſteher, Profeſſor Dittenberger, wollte nichts
davon wiſſen, daß der Deckel noch weiter vom Topfe gezogen
werde. Er unterbrach den Redner zum zweitenmale, gerade
als dieſer hatte, an einem Beiſpiele zu zeigen, welcheRolle der Oberbürgermeiſter Staude in der Poli eiverwaltung
ſpielt. Da die Geſchäftserdnung dem Vorſteher das Recht zu

weiteren Maßnahmen gewährt, wenn der Redner ſeinen
wiederholten Weiſungen nicht Frt e leiſtet und da das
geſtern vermieden werden werden ſollte, fügte ſich Gen. Thiele
und beſchränkte ſich hinfort auf Beſprechung der beiden in der

r angegebenen Fälle von polizeilichen Eingriffen.
iſt e wohl bemerkt worden, daß Herr Dittenberger, ehe

er den Redner unterbrach, von verſchiedenen Seiten mit Blicken
bombardiert worden iſt, die Wrrg beſagten. Ob es dieſe Blicke
geweſen ſind, welche Herrn Dittenberger zu u Verhalten
veranlaßten, oder ob er ganz aus eigenem Antriebe die Aus
führungen unterbrach, iſt gleichgiltig. Thatſache iſt, daß er
verhindert hat, vor der entlichkeit ein volles Bild über das
Wirken der Polizei und deren vielfache Mißgriffe zu entwerfen
und zu ſagen, wie zahlreiche Bürger über ſie denken. Durch

der Polizei, nicht aber ſich ſelbſt einen Dienſt erwieſen.
ſtand bisher im Rufe, auch dem Magiſtrat gegenüber die
Selbſtändigkeit des Kollegiums zu wahren. Der VLiebesdienſt,
den er geſtern der Polizei erwies, bedeutete eine Parteinahme
für dieſelbe, und das gerade bei einer Gelegenheit, wo ſchreiende
Mißgriffe und Mißſtände bei der Polizei erörtert werden ſollten.

Herr v. Holly antwortete überaus ſchwächlich. Verſchleiert
verſuchte er wieder das alte Märchen aufzufriſchen, als hätten
die Stadtverordneten nichts in Polizeiſachen hineinzureden,
ſondern nur die Koſten zu bewilligen. Dieſe Anſchauung
bildete den Kernpunkt ſeiner Ausführungen, ſo daß Genvſſe
Krüger ihn nachdrücklich darauf aufmerkſam machen mußte,
die Stadtverordneten hätten nicht nur gewiſſe Pflichten gegen
über der Polizei ſondern auch gewiſſe Rechte.

Als der Antrag auf Beſprechung der Jnterpellation zur Ab
ſtimmung gelangte, erhoben ſich nur 14 Herren, alſo einer
weniger, als zur Annahme des Antrages gehört hätten. Da
die Bürgerſchaft ein Jntereſſe daran nehmen wird, zu wiſſen,
wer für den Antrag geſtimmt hat, ſind die Namen in unſerem
Sitzungsberichte enthalten. Selbſt zwei der Unterzeichner der
Jnterpellation, die Herren Gieſe und Reiling, erhoben ſich
nicht. Natürlich fehlten auch alle die Kämpen des Freiſinns.
Nach den im Bericht angeführten Namen hätten 15 für den
Antrag auf Beſprechung geſtimmt. Ein Jrrtum iſt jedoch mög-
lich, namentlich iſt nicht gewiß, ob Herr Sieber ſich mit er-
hoben hat.

Gleichviell Es kann der Polizei kein ſchlimmeres Zeugnis
ausgeſtellt werden, als daß die Mehrheit des Kollegiums ruft:
„Laßt den Deckel zu!“ Würde das, was im Polizeitopfe
kocht, nach allen Richtungen in Ordnung ſein, ſo würde nie
mand Urſache haben, der bffentlichen Erörterung unſerer
h lewerhauniſfe auszuweichen bezw. ſie gefliſſentlich zu ver

indern.
Die Mehrheit im Sitzungsſaale iſt noch lange nicht die Mehr

heit der Bürgerſchaft. Und wie dieſe über unſere Polizei
denkt, darüber ſcheint ſich Herr v. Holly in einer ſehr groben
Täuſchung zu befinden.

Die Bürgerſchaft wird recht wohl verſtehen, warum Herr von
Holly geſtern nicht geſagt hat: „Meine Herren, ich bitte Sie, in
eine Beſprechung einzutreten der Polizei kann es nur lieb ſein,
wenn ihre Angelegenheiten öffentlich erörtert werden ſie braucht
ſich davor nicht zu ſcheuen ſie hat reine Wäſche!“ So hat

geſagt, das verſtehen.
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Anwendung ſeiner Vorſtehergewalt hat Herr Dittenberger zwar

Herr v. Holly nicht geſprochen und die Bürgerſchaft wird, wie
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R r lach beſten Nich heſiegt, 3 dte 3 dte den e Sag es dannunterlegen iſt. och die hat ewe, deutſche und internationale SiaDen Vertretern der Bürgerſchaft aber, die geſtern nicht ein eitz. Am nächſten Sonntag, am 8. Jult, nach demokratie ausgebracht werde.mal für die Beſprechung zu haben waren, wird das hoffentlich mit macht der ne Verein n der Diskuſſion, die ſich ſehr lebhaft geſtaltete, nahmen bis
von ihren Wählern nicht vergeſſen. mit Frauen und Kindern einen Ausflug über Zangen gu den Genoſſen Se alle Redner n gegen die

berg, Unterſchwöditz nach Bröditz, worauf wir ſchon raktion. Genoſſe Simon bemängelte außerdem den aus An
Der 1. Juli heute alle Mitglieder und Parteigenofſen auf z de r ſegte n daß ausganda lange Wer e en erſ maden, Dis Genoſſen un Sre ſten ws en Ken e nene ehe e here meiſten von ihnen nicht leicht iſt, die 60 Pfg. für ein on Umgegend werden ebenfalls nach Bröditz kommen erwartet, daß man mindeſtens den Standpunkt eingenommen

lli t l kal. t i i Ausſchlabonnement auszugeben zu einem Zeitpunkt, der vielleicht den idee. e Jrrr i re ſ er r einen fenet e Pale u ſänart Der ſahte Veſale re

e e e e eeeeeeeeeee ete eet haalledem darf dies einzelne n ger den Zug na na mitmachte, wurde von einem hieſigen Ver hließli urde eine Reſolution angenommen, worin ſigabe zu ſparen. Jm gegenwärtigen politiſchen und wirtſchaft wandten unterm 9. Mai 1601 eine Poſtkarte nach Peking die Verſammlung mit der Thätigkeit ihrer r auf dem
lichen Leben iſt das Halten der ſozialdemokratiſchen Preſſe richtet. Die Karte hat ihren Beſtimmungsort wohl erreicht, Parteitage einverſtanden erklärt und ihnen den Dank zug
als geiſtige Speiſe das, was für den Körper Eſſen und nicht aber auch den Adreſſaten. Denn dieſer befand ſich bei Auch in Au z erſtatteten die Delegierten Bericht.
Trinken iſt. Und nur zu bald tritt eine geiſtige Ver Eintreffen der Karte bereits guf der Rückreiſe nach Europa. Nach lebhafter Diskuſſion wurde folgende Reſolution ein
ſumpfung ein, wenn der Arbeiter glaubt, er könne das Geld 5 e e re Fucz t am un aiſg n 7 ſerſcattung r r r eaſt vierzehnmonatlicher Jrrfahrt, ugte ſie wieder in eri attu egierten Rollwagen und deſſer r g. u n a Aen r des de V r er r iſt mit e St keit e 5 n Vugſeno nzahl von poſtaliſchen Vermerken verſehen, die bezeugen, da ie iſt n elehrt worden, daß die Zuſtimmung der Frak-uns den Kampf r die Ziele unſerer m in ch die deutſche Poſt in Ching ehrliche Mühe gegeben hat, die tion zur Wahlrechtsreſolution notwendig war, ſondern iſt der
dem Jhr treu und feſt zu Eurem Organe haltet. Es kämpft Karte ihrer Beſtimmung zuzuführen. Anſchauung, daß der beſchrittene Weg nicht zum Beſten derfür d eine Redakteure leiden für Euch und Euch kom- Aus dem Eichsfelder Lande. Ein Bild klerikaler Partei ereichen wird.“
men die reichlichen Früchte des beſtändigen Kampfes Fragt a wurde in einer Schbffengerichts- Verhandlung Die Nürnberger ſozialdemokratiſchen Landtags- 4

olks in Dingelſtädt aufgerollt, die ſich mit Straßenkrawallen in Abgeordneten haben mit Rückſicht auf den oben geſchilderten Jin le e unln n ſie r z Il fü r Lengenfeld zu vefef en hatte. Angeklagt waren dreizehn Ein Verſammlungsverlauf folgende Zuſchrift an den Vorſtand des J
beſtellt bezw. die Beſtellung erneuert haben, werbt überall für das wohner von Lengenfeld, meiſt junge Burſchen, die vor dem Sozialdemokratiſchen Vereins von Nürnberg geſandt: „Mümchen, 9
Volksblatt und es wird auch ferner Euer Führer und Leiter, Hauſe des Kaufmanns Joh. Schade am 1. April Stkandal- 27. Juni 1902. Werter Genoſſel Nach Kenntnisnahme der
Euer Berater und Schützer ſein! ſzenen hervorgerufen und den Kaufmann Sch. bedroht und richten über die Verhandlungen und die Beſchlüſſe J

Diejenigen Leſer in Halle, welche die Wohnun h beſchimpft hatten. Aus den Ausſagen des Zeugen Sch. und des bairiſchen Parteitages in der Nürnberger Verſammlung
haben, werden gebeten, dies ſofort der Austrägerin oder der der übrigen Zeugen ing, wie dem Hann. Cour. mitgeteilt vom, 25. d. M. ſind die vier Abgeordneten von Nürnberg zuExpedition mitzuteilen, damit in der pünkktlichen Fuſtellung des wird, hervor, daß die Volkswut ſich gegen Joh. Schade richtete, der Ueberzeugung gekommen d ihnen Gelegenheit geboten

Blattes keine ſtörende Unterbrechung erfolgt. weil dieſer die, Urſache der Verſetzung des werden muß. r ihre Thätigkeit im Landtage mit ihren
zuar I 5 5 G t g ßhei n G r. J r hat n a e e W e echten e daeinen tie en Reiſen na eismar lange Zeit beobachtet, die Geſchäftslage des Landtages ein allſeitige ommen ihnen 44 2 r r 73 gytagge, m Dg u Pfarrex G. mit ledigen r e nicht eng ermöglicht, um Anberaumung dieſer öffentlichen

r Wie e z r einer magiſtratlichen Vekanntmachuns fäuſig Reiſen, ſo nach Würzburg, Sooden a. W. uſw., unter Parteiverſammlung nach Schluß des Landtages. Zugleich 4
R v de u F der Merſeb ſtraße bis nahm, die bald ein Aergernis in Geismar und in Lengenfeld erſuchen wir Sie, von dieſer Mitteilung den Leſern der 4I ffin raße, von der Merſeburgerſtraße bildeten. Station Geismar war der Treffpunkt. Dann will rahen Tagspoſt Kenntnis zu geben. Mit ſozialdemo

2 e a er der alten Leipziger Chauſſee Schade von ſeinem Vater, dem KirchenkaſſenRendanten, er kratiſchem Gruße Martin Segitz, Johann Merkel, G. Löwen- 4z e von Kra re e aufſee Fahren haben, daß ſeit zwei bis vier Jahren Stiftungsgelder ſtein, Haller.“
an ber Berrinerſtrag e do de Der def r bis an den KirchenkaſſenRendanten, nicht abgeliefert ſeien. i Jn den Gemeinderat zu Lemberg ſind zum erſtenmal

Zur v von der Hordorferſtraße Thatſachen hat der Kirchenvorſtand in einem Protokoll feſt nach einem harten Wahlkampfe, der wiederholte J
4 S der Meer b rge ſt Riebeckplatz bis eſtellt und mit Ueberſendung des Protokolls von der biſchöf- nötig machte, zwei ſozialdemokratiſche Vertreter, die GenoſſenThürin erſtraße urgerſtraße, vom Riebeckplatz bis zur ß en Behörde einen anderen Pfarrer verlangt. Durch Hudece und Jngenieur Schleyer, geht 9
z. an der Robert Franzſtraße, vor dem Fürſtenthal Predigten von der Kanzel herab wurde das niedere Volk, be Der Kampf ums Recht. Eine Rede zur Frage der

B. L am Mötzlicherw 7 i te 8 a r ſonders die Weiber, gegen Schade aufgereizt. Schade wurde kaufmänniſchen Schiedsgerichte, gehalten in Berlin am 10. Febr.ß Deſſauerſes e ab es ſogenannter Schachtweg von der eſchäftlich re und den ganzen Winter hindurch täglich 1902 von Paul Singer. it Anhang: Zur Geſchichte der 4
2. an der Deſſauerſt von Kilometer 2,850 bis a und beſchimpft. Einnehmer Lorenz wurde nach einer rin en Schiedsgerichte. Verlag des Zentralverbandes
Kilometer 48 i et matge Ea ſche du Kirchenvorſtandsſitzung, in der gegen Pfarrer Großheim der Handlungsgehilfen und Gehilfinnen Deutſchlands, Sit

C. 1. am Lettinerw W Tüelf rn dt- Stellung genommen wurde, von einem jungen Burſchen ver Hamburg. 30 S. 80 Preis 10 Pfg.grenze an der Gemarkune u traße bis zur Stadt Hauen. Wegen der Tumulte bei der Abreiſe des Pfarrers
2.2an der Dölauerſtraße, vor Nr. 21 u G. wurden drei, Angeklagte zu Geldſtrafen von 5 bis 30 Mark Gewerkſchaftliches.nd 22 e Uhrdie übrigen An ten wurden freigeſprochen.8 Sach pgalſtratze, vom Geſtüt bis zum Pfälzer Wenen der ſchweren Aus Mrekege an de Ubaen des „Siebzehn Tiſchlergeſellen ſind in Kolberg bei dem
4. am u eregbun sweg zwiſchen Obl d Thal- l. und 2. April, wobei es zu Gewaltthätigkeiten gekommen w. ter Maaß in den Ausſtand getreten.
ſtraße neben e Gefu cht anſtalt er n war, konnte Beſtrafung der Schuldigen nicht erfolgen, weil Die Fleiſchergeſellen Dresdens haben der InnungD. 1. Wer ſt ß Peptcgrankg inerſtraße bis gur dieſe wegen der Sutee nicht zu erkennen waren. folgende e unterbreitet: 1) Anerkennung des
1. Siabtgren d Ailomcter n er Wppinerſtraße zu Arme Schäflein, die ich für enente Hirten ins Zeug Pagaiva W es er r und Berufsgenoſſen Deutſch

2. an der De inerſtraße, von der Kreisſtraße bis zirka legen! Wie tief ſtecken wir noch im Mittelalter. So iagh eng Be er geſetzlichen Vorſchriften über die
50 Meter dis nach link äbzweigenden Feldweges Kranten aſſe 4) gehe nei n3. an der Brachwitzerſtraßze, von der rm im gen Kleine DrovinzialRachrichten. ſellen. (Die Geſellen ſind durchgängig beim Meiſter in Koſt

Kiesgrube bis ca, 50 Meter vor der Hilleſchen Ziege Der Maurermeiſter Zwiebel in Eilenburg ſchoß ſich bei und Logis.)
4. am von der Mötlicherſtraße bis gfftzſchau z Kugeln in den Kopf. Er ſtarb, nachdem man ihn

r

zur nze, na en, noch in das Eilenburger Krankenhaus überführt hatte. Beim5. an der Möslicherſtrage, von dem Verbindungswege äbkre n der Feſtungewalle in Torgau konnte ſich der Ar Kusland
wiſchen Angerweg und Bergſchenkenweg bis 500 Meter rzenden Erdmaſſen n r in Sicher- Jtalien. Ein Kinderſtreik. Jn Mailand verſammel tinter dem Verg h eben r a n e r ten ſich vor einigen Tagen 200 junge Man unter 14 Jahren

6. am Verbindungsweg zwiſchen Anger- und Berg den ihm gebrochen. In Ortrand biß eine Kreuzotter einen und zogen nach der Arbeitskammer. Als man ſie dort frug,
ſchenkenweg, eldarbeiter in den Fuß Dieſer ſchwoll ſtark an, doch iſt der was ſie wollten, gaben ſie zur Antwort: „Wir wollen7. am Angerweg, zwiſchen Bahn und Bergſchenkenweg. S nicht lebensgefährlich. Jn Beiderſee machte eine j ſtretken.“ Es waren kleine Mädchen von denen manche

Termin iſt auf 8. Juli, vormittags 10 Ühr, in der Ratsſtube Arbeiterfrau einen Selbſtmordverſuch, indem ſie ſich mit einem dem Ausſehen nach nicht mehr als zehn Jahre 77 und dieim Wege n anberaumt. Meſſer in den Hals und in die Bruſt ſtach. i. en ſind bei Putzmacherinnen und Modiſtinnen ſich einige Soldi täglich
Kühle Zimmer im Sommer. Wenn die Sonne es recht iſcht tödlich Als die Leiche ihres Mannes in das Grab ge verdienen, indem ſie die Kleiderſchachtel nachtragen und Boten-

g meint, wie in den letztverfloſſenen gen und die ſchwüle ſenkt werden ſollte, ſank die Gutsbeſitzersfrau Dornbuſch in gänge beſorgen. Sie fordern 50 Centeſimi (40 Pfg.) pro Tag
uft die Temperatur noch härter empfinden läßt, dann dürfte und wollen nicht mehr die ihnen zu ſchwere Schachtel tragen.es e die r r Wogen r e heit rin ger S e J 1 r r e ueine en Zimmers zu erinnern. Die erſte Hauptſache, wenn Si oten oder das Dienſtmädchen ihrer Herrin ſpielen.morgens das Thermometer draußen höher ſteigt, alt die Stuben nähen die Bergmannsfrau Beyling. Sie war ſofort tot. Der Streik dieſer Kinder wirft ein ills Schlaglicht auf

temperatur, iſt, die Fenſterflügel ſchließen. Kommt dann die die Gefahren der Heimarbeit in geſundheitlicher und ſittlicher
Sonne, ſo ſind Rouleaux oder Jalouſien herabzulaſſen, doch ja S oziales. Zeeng Wie aus ihren Erzählungen hervorgeht, kommen ſie
nicht bet geöffnetem Fenſter, denn ſonſt kommt die Hitze doch vielfach mit Proſtituierten, feinen und ordinären Genres, inins Zimmer. Jſt die Sonne fort, ſo bleiben die Fenſter immer Die überſeeiſche Auswanderung aus dem Deut Berührung. Die Genoſſinnen Cabrini und Searamunia
noch etwas geſchloſſen, bis draußen das Thermometer ein wenig ſchen Reiche war im Monat Mai dieſes Jahres um 37 Proz. haben ſich der Kleinen angenommen. Seitens der Arbeits
gefallen iſt. Darauf erfolgt die Oeffnung, und zwar, was die ſtärker als im ſelben Monat des vorigen Jahres. Damals kammer wurde ein Rundſchreiben an die „Herrinnen“ der
zweite Hauptſa 40 der oberen Fenſterflügel. Ein Oeffnen der wanderten 2569 Perſonen aus, diesmal 3520. Die Zahl der Streikenden geſandt. Die Zahl der Streikenden iſt auf 350 4

geFegg Je hat kett n nichtdeutſchen, aber über deutſche Häfen auswandernden Per geſtiegen und nimmt noch zu.
Frage ſwieht T Der Dieſe Luft muß ſonen hat ebenfalls zugenommen; ſie ſtieg im Monat Mai ichtzuerſt hinaus. Sie thut uns aber nicht den Gefallen, na dieſes Jahres gegenüber dem Monat Mai des Jahres Gerich sſaal.
unten zu kommen, ſie will oben hinaus, darum müſſen die von 23847 auf 32004 Perſonen. Am meiſten iſt die Aus- Schwurgericht.
oberen Fenſterflügel geöffnet werden. Konn man dann für kurze wanderung über Hamburg geſtiegen, nämlich von 32009 auf Halle a. S., 30. Juni.
Zeit Zugluft veranſtalten, ſo wird der Erfolg ſicherlich nicht 56 562; die Auswanderung über Bremen ſtieg von 55 566 auf Kindesmord. Heute begann an dem hieſigen Landgericht die
auf je Affen gewürgt und zu Boden geworfen 2259. 4. diesjährige Schwurgerichtsperiode. Den Vorſitz währent der
wurde am vorigen Sonntag vormittags 12 Uhr, auf einem ganzen Verhandlungen fiülhrt Landgerichtsrat Gieſecke, undKartoffelfeld zwiſchen Beeſener und Liebenauerſtraße, welches Barteinachrichten. Aig a ded r HilhalntPachtfeld armer Leute iſt, der Fabrikarbeiter G. Müller von Die Ergebniſſe des bairiſchen Parteitages beſchäftigten ngeklagte wurde vorgeführt die ledige Arbeiterin a S

rn Kosziuska aus Holzweißig, geboren am 26. September 1876 ineinem Jndividuum, welches von Müller dabei betroffen wurde, eine Verſammlung der Parteigenoſſen in Nürnberg, in derals es mehrere Kartoffelſtöcke aus der Erde zog. Nach ungefähr die Delegierten Bericht erſtatteten. Jn ſeinem Bericht über in März e ne g. c
zweiſtündiger Verfolgung durch die Getreidefelder wurde in die Thätigkeit der Landtags Fraktion behandelte Genoſſe z eeinem Weizenſelde an der Merſeburgerſtraße der Dieb feſt Dr. Braun hauptſächlich die Wahlrechts frage. Er betlagte i en e Sähtdun e
genommen und der Polizei übergeben es, daß der Thätigkeit der Fraktion die agitatoriſche Wirkung Angeklagte beſtreitet, den Tod des Kindes verurſacht zu haben;

Einen Ruf an die Berliner Univerſität hat der Alt- nach außen mangele und daß 5 B. niemals eine Bewegung ſie will nicht gemerkt oder gewußt haben, daß das Kind lerte
hiſtoriker Profeſſor Eduard Meyer von der hieſigen Univerſität gegen die reaktionäre Reichsratskammer ins Werk geſetzt worden, Im Januar kam ſie aus dem Wohnort ihr er Eltern nach o
erhalten und angenommen. wodurch dieſe Körperſchaft zu einer großen Macht gelangt ſei, weitzig um Arbeit zu ſuchen. Vordem hatte ſie in Weſtfalen 4

Die Beſucherzahl im Zoologiſchen Garten betrug im was nicht geſchehen wäre, wenn die parlamentariſchen Vertreter myft einem Grubenarbeiter ein Verhältnis gehabt, das nicht ohne 4Monat Juni: Erwachſene 27275, Kinder 6626, in Summa mehr das n s berückſichtigten. Das ſei auch in Bezug ölgen veblieben. Hier verſuchte e J
33 901. auf die Frage der Wahlreform zutreffend. Redner hielt die chen. Nach dem ärztlichen Gutachten iſt das Kind r

Aus dem Bureau des Walhalla Theaters. Jm Vor und Nachteile der durch die bekannte Reſolution ſkizzierten lebensfähig geweſen das Kind habe geatmet und gelebt, und
WalhallaTheater beginnt heute das bereits an dieſer Stelle Wahlgeſetzänderung gegen einander und bemerkte, daß die Vor der Tod iſt durch Erftickung verurſacht worden e en 5
erwähnte Gaſtſpiel der Fritz Steidl Sänger. Dem hieſigen teite durch die Nachteile bedeutend überwogen werden. Die Leiche wurde noch am uemilchen Tage als nach verdächtigen
Pubukum ſteht jedenfalls ein vollwertiger Genuß bevor und iſt Reſolution, der auch unſere Vertreter zugeſtimmt haben, ent Wahrnehmungen der Hausbewohner ncchreſpürt worden wer
der Beſuch des Walhalla Theaters zu empfehlen zumal ferne ſich weit von den im Friue Programm was ja vorläufig gefunden Die Schuldfragen bezogen ſich auf vorſätziche T Jbei den heißen Tagen in dem hohen, weiten Raume durch vor auch noch in Baiern gelte, feſtgelegten Wahlrechtsforderungen. ehentuell mildernde Um tände, und ſ ne ng. e
zügliche, neu angelegte Waſſerventilations Einrichtungen ange Die Erklärung der Fraktion, daß ſie zuſtimmen hatte müſſen, ie letztere Fragehehme Kühle herrſcht. wenn ſie das Zuſtandekommen einer Wahlreform überhaupt nicht h e wäre d atg it 4

Aus dem Bureau des Apollotheaters. Es beginnt mit vereitelnwollte, läßtRedner nicht gelten. Unſere Vertreter im Reichs urdm Didem heutigen Tage ein neuer, abwechslungsreicher und tage hätten dort eine Reihe von Vorteilen für das arbeitende er Tee r acht
intereſſanter Spielplan, der wiederum viel Neues enthält. Die Volk erzielt ohne daß ſie deshalb aus der Oppoſition herausgetretenGartenanlagen, die allabendlich durch die elektriſche Beleuchtun Auch d deren arteien hätten ein Intereſſe an einer Abrechnung gebracht.

und Jllumination einen prächtigen Anblick bieten, erfreuen ſi enderung des et wie von den Agrariern im Land- St fr
eines ſehr regen Beſuches ſeitens des Publikums. tage, auch von den Zentrumsagrariern offen zugeſtanden wor- raftkamm er.

Geſtorben ſind in der vergangenen Woche in Halle-Süd den ſei. Es ſei ein Jrrtum, daß, wie unſere Abgeordneten Halle, 30. Juni.
40 Perſonen und zwar an: Schwäche 8, Schwindſucht 7, Ver meinen, das Zuſtandekommen von der Zuſtimmung der kleinſten Eine ſonderbare Sachbeſchädigung führte den Arbeiter
dauungsſtörungen 1, Blinddarmentzündung 2, Kräfteverfall 1, Partei in der Kammer abhängen ſoll. Die Frage ob es not Wilhelm Heisgen aus Könnern auf die Anklagebank. Er
Gehirnſchlagfluß 1, Herzfehler 2, Lungenentzündung 4, Schar wendig a gegen die Haltung der Fraktion J zu ſoll am 9. März einer der Witwe Edner gehörigen ſchwarzen
lach 3, Unterleibstyphus 1, Brechdurchfall Herzlähmung 1, machen, beantwortete Redner folgendermaßen Wir ſind eine Katze den Schwanz abgehackt haben. Das dortige Schöffen
Fehlgeburt 1, Krebs 2, Lebereirrhoſe 1, Krämpfen 2, Waſſerſucht demoſratiet Partei und betrachten unſere Vertreter nicht als gericht verurteilte ihn zu 20 Mk. Geldſtrafe ev. 5 Tagen Gef F.
I, erzſchlag 1, Gebirn ancentz indung 1, Magenkatarrh i, Ver eine Art höherer Weſen ſondern als Gleiche unter uns, die nis, wogegen der Angeklagte Bern eingelegt hatte.

e

ie an

iftung 1. dazu Totgeburten 2. Darunter befinden ſich 8 in wir an eine höhere Stelle geſtellt haben, die wir aber auch leugnete die That zunächſt; als aber der Schwanz der Katzehiütg ran enhäuſern verſtorbene Ortsfremde. t auf Grund der Hrkngipien unſerer Partei zur Rechen in hen Düngerhaufen gefunden wurde, ſagte er, der Schwanz
In Halle Rord verſtarben in derſelben Zeit 12 Perſonen und ſchaft zu ziehen das Recht haben, und dazu ſind die Parteitage rühre von ſeiner Katze her. Das Gericht verwarf die Berufung

zwar an: Entzündung des Herzbeutels, are ger Bauchfell- der Ort. mit dem Hinweiſe, daß der Angeklagte ziemlich roh gehandeltentzündung, Ri enfellentzündun 1, tuberkulöſen Drüſen des Genoſſe Rudolph berichtete über die Verhandlungen in habe.
Unterleibes 1, ntumor 1, Lungentuberkuloſe 1, Lungen- Bezug auf das Gemein dewa ar gung Als er- Eine großte Quantität Kupfer wurde am 18. Februar
entzündung 2, Brechdurchfall 1, Lungenembolie 1, chroniſcher l ſreulich bezeichnete er am Schluſſe ſeines Berichts den Be auf der Landsberger Zuckerfabrik von drei Perſonen entwendet.
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eſtaurants ein. Heſſe wurde wegen r r.
Geld-

Herrmann wegen Hausfriedensbruch und Sach-beſchädi n zu 40 Mk. Saitreſe verurteilt.

Ebenfalls Fegen Roheitsvergehens war angeklagt der
Arbeiter Wilhelm Lappan und deſſen Bruder Albert Lappan.
Letzterer war aber nicht erſchienen. Wilhelm L. war vom hie
ſigen Schöffengericht wegen Lärms zu 1 Monat Haft und
wegen Körperverletzung zu 3 Monaten Gefängnis verurteilt
worden, weil er in der Nacht vom 29. bis 30. Januar in einem
hieſigen Reſtaurant dem Arbeiter Heiſchkel mit einem zuge-
Ilappten Taſchenmeſſer einen Schlag unter das h
hatte. Nach der That wurde der Angeklagte auf die Wache F.
bracht. Seine gegen das erſte Urteil eingelegte Berufung wurde

verworfen. n aagdvergehen unter erſchwerenden Umſtänden wurde den
Arbeitern Heinrich Schagaf, 36 Jahre, Karl Peter, 31 Jahre,
Wilhelm Buſch, 26 Jahre und Albert Röth, 33 Jahre alt,
ſämtlich aus Oſendorf, zur Laſt gelegt. Sie ſollen in der Aue

Oſendorf, Radewell und Ammendorf und im Park von
Nieskau mit Schlingen und Schußwaffen zur Schonzeit Reb-

hühner, Faſanen, Hafen und Rehe und zwar gewerbsmäßig gehen Die Angeklagten beſtreiten, ſich ſtrafbar gemacht zu
ſie hatten aber früher bei der Vorunterſuchung belaſtendeAngaben gemacht beſonders Röth hatte eingeräumt, an Orten,

an denen zu an er nicht berechtigt war Wild und Geflügel
geſchoſſen und durch Schlingen gefangen zu T. Jm Park
des Herrn v. Bülow ſollen 42 Faſanen geſchoſſen worden ſein.
Die Jagdberechtigten hatten wegen der vielen dort ſeit r
betriebenen Wilddiebereien eine Belohnung in Höhe von 100 Mk.
ausgeſetzt. Gelegentlich einer Hausſuchung wurden bei Peter
Schlingen und Faſanenfedern vorgefunden. Bei der Beweis
aufnahme ſtellte ſich heraus, daß noch mehrere an der
Sache beteiligt waren, die wegen Verdachts der Teilnahme nicht
vereidigt wurden. Ein Arbeiter geſtand offen ein, einmal mit
S Jagd angen zu ſein. Eine alte Händlerin hatte von

chaaf Felle gekauft, und eine Hausgenoſſin hatte Wildbret
genommen. Das Gericht verurteilte Schagf und Peter wegen

r und gewerbsmäßigen Jagdvergehens zu 1 deGefängnis und Poltizeiaufſicht, St wegen desſelben Vergehens
zu 3 Monaten Gefängnis und Buſch wegen einfachen Jagdver-
Cpe zu 1 Woche Gefängnis. Schaaf und Peter wurden in
Haft genommen und bezüglich der gefundenen Gewehre und
Jagdgeräte wurde auf Einziehung erkannt.

en Kuppelei war der ſeit 6. Juni in Haft befindliche
Schneider Max Ulſcht von hier angeklagt. Er ſoll im Mai
und Junt d. Js. der Unzucht ſeiner Ehefrau Vorſchub geleiſtet
und von deren unſittlichen Gewerbe Vorteile gezogen haben.Das Grricht nahm nur einfache Kuppelei als eweſen an und
verurteilte den Angeklagten zu 3 Monaten Gefängnis.

Erfolgreich war die Berufung des Viktualien- und Flaſchen
bierhäudlers Maletzky von Unterröblingen, der vom Schöffen-

wegen Gewerbeſteuer-Vergehens und Uebertretung des
eſetzes e die Sonntagsruhe zu 33 Mark Geldſtrafe

ev. 10 Tagen Gefängnis und einen Tag Haft verurteilt worden
war. Er hatte am 20. November v. Js. (Bußtag) in ſeinem
Geſchäft Flaſchenbier zum der Stelle an die Koſt-zen er er verabreicht. Ein Zeuge bekundete aber, daß

ie Frau des Angeklagten, die Beköſtigung der Koſtgänger über-
nommen und das Bier nur an Koſtgänger verabreicht worden
ei. Dieſe hatten mit dem Bier andere dort auf Beſuch weilende

erſonen freigehalten. Das Gericht hob deshalb das erſte Urteil
auf und ſprach den Angeklagten frei.

Schöffengericht.
Wegen Widerſtandes und Lärms war der stud. med.

Be ackwitz von hier angeklagt. Er ſoll eines Abends im
onat Mai auf dem Markt durch Schreien Skandal gemacht

und dem ihn arretierenden Poliziſten Widerſtand geleiſtet haben.
Ein Zeuge bekundete, daß der Angeklagte und die mit ihm
gehenden Studenten ſich geweigert hätten, ihre Karten abzu
geben. Der Poliziſt ſei ſehr höflich geweſen, obwohl der An
eklagte ihm mit dem Stock vor dem Geſicht herumgefuchtelthabe Als der Angeklagte nicht mit auf die Wache wollte und

ſich ſträubte, wurden Zivilperſonen zu Hilfe gerufen, die mit
„ſchieben“ halfen. Auf die Frage des Staatsanwalts, weshalb
der Poliziſt die 3 beteiligten Studenten nicht feſtgenommen
habe, entgegnete derſelbe, daß er dazu gar nicht im ſtande ge-
weſen ſei. Der Staatsanwalt beantragte 30 Mk. und das
ſage erkannte nur wegen Widerſtandes auf 10 Mk. Geld-
trafe.

Wegen Beleidigung klagte der Lagerhalter Fuge vom
Allgemeinen Konſumverein gegen den Vorſitzenden des Auf-
ſichtsrats dieſes Vereins, Kolporteur Koch. Letzterer ſoll am
25. April in einer Sitzung der Verwaltungsmitglieder in Be-
a auf den Privatkläger und gegen dieſen ſchwer belaſtende
Behauptungen aufgeſtellt haben. Lagerhalter u hatte die ihm
ur Laſt gelegte Anſchuldigung entſchieden beſtritten, woraufſeitens eines Aufſichtsratsmitgliedes der Antrag geſtellt wurde,

Sie ſolle gegen Koch klagen, um ſich zu rehabilitieren. Die
e hatte ſich daraus entwickelt, daß bei dem Vorſitzenden

ein Brief eingegangen war, in dem ſich die Beſchuldigungen
gegen Fuge befanden. Der Beklagte war dazu verpflichtet,dieſen Vrief der Verwaltung vorzulegen und auch der Gerichts
vo de erkannte an, daß der Beklagte dabei berechtigte Jn
tereſſen wahrnahm. Die n ſollte beſondersdarin liegen, daß Koch, als Fuge die Beſchuldigungen in Ab-
rede ſtellte, unter Berufung auf ſeine Zeugen die Wahrheit der
Beſchuldigungen erneut behauptete. Zeuge Kaſſierer Raitzenſtein
beſtätigte, daß Koch ſolche Aeußerung gethan: dieſelbe ſei aber
nicht etwa in einem beleidigenden Tone gefallen, und die Vor-legung des Briefes habe doch nur den Zwec gehabt, Klarheit

zu ſchaffen. Fuge bezeichnete die ganze Sache mehr als einen
Racheakt er wäre zur Klage gedrängt worden, und man habe
ihn ſpäter erſucht, die Klage zurückzunehmen, da an der Be-
ſchuldigung nichts ſei. Der Privatkläger nahm die Klage auf
Veranlaſſung des Gerichts zurück, da Koch in Wahrnehmung
ſeiner beruflichen Pflichten gehandelt habe. Der Privatkläger
trägt die Koſten.

Beriammlungsberichte.
Brauer.

Jn der r r am 21. Juni gab KollegeLevpitz einige Aufſchüſſe und Belehrungen auf dem Gebiet des
Krankenkaſſenweſens. Hierauf wurde über die Beſchlüſſe des
letzten Verbandstagss debattiert. Man einigte ſich, die Monats-
beiträge beizubehalten und nach Ablauf jeden Vierteljahres einen
Wochenbeitrag zu erheben. Ferner wurde beſchloſſen, den Lokal-
faſſenbeitrag monatlich um 10 Pfg. zu erhöhen. Jm Verſchiedenen
kam der Artikel im Volksblatte gegen die Brauerei Rauchfuß
zur Sprache, derſelbe wurde von der Verſammlung als den
Thatſachen entſprechend bezeichnet. Das Vergnügungskomitee
ſoll in der nächſten Verſammlung die Abrechnung vom Stiftungs-
feſt vorlegen. Der Antrag auf Abhaltung eines Sommer-Ver-
gnügens wurde bis zur nächſten Verſammlung zurückgeſtellt,
weil von Zegn noch keine Antwort zurück iſt, ob das ſeitens
der dortigen Zahlſtelle in Ausſicht geſtellte Verbandsfeſt wirk-
lich ſtattfindet.
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V 3 e u u r 3e für etwa 185 000. Mſcgeeuden begeht Der Vorſtegt

di 0 M. erkauft. eiten Ueber einen Kol der Aktie
eführt, daß er ſich mißbilb re r.Ver t gätte, und ſeitens der dortigen Kollegen deſſ

J eantragt. Der Vorſtand ſoll die Angelegen eit

unterſüchen. H.Merſeburg.
Gewerkſchaftskartell. Jn der letzten Sitzung war ein

Schreiben von Halberſtadt eingegangen, behufs Zuſammengehens
bei den Wahlen der Arbeitervertreter bei den Verſicherungs-
Anſtalten. Dieſem Wunſche ſoll in nächſter Sitzung näher
etreten werden. Ebenfalls ſoll in einer ſpäteren Sitzung eined s- Kommiſſion gewählt werden, die von Zeit zu Zeit
mſchau halten ſoll, damit unſere Reiſenden ordentliches Nacht-

lager und ordentliche Pflege erhalten. Zu dem am 20. Juli
ſtattfindenden Gewerk ft2fgſre wird eine Kommiſſion
von 5 Mann gewählt. Dieſe hat die nötigen Arrangements zu
treffen. Nachdem noch als zweiter Vorſitzender Gen. Schmidt
(Tabakarbeiter) gewählt iſt und noch mehrere Eingänge erledigtW die Sang gegen 12 Uhr geſchloſſen. Nächſte Sitzung
en 4. Juli.Präſenzliſte: Anweſend ſind: 1 Metallarbeiter, 2 Fabrik-

arbeiter, 2 Tabakarbeiter, 1 Schmied, 1 Lederarbeiter, 1 Maurer.Entſchuidigt fehlten: 1 Metallarbeiter, 1 Zimmerer, 1 Maurer,
unentſchuldigt: 1 Metallarbeiter, 1 Lederarbeiter, 2 Holzarbeiter.

(Eingeg. 28. 6.) G. R.Eisleben.
Gewerkſchaftskartell. g3 der Situng am 25. Juni

wurde über einen Gewerkſchafts- Ausflug beraten, der am 27. Juli
ſhegnden ſoll. Eine Kommiſſion ſoll ſich mit der Sache be-
aſſen. Der Vorſitzende verlieſt ein Schreiben der General-

Kommiſſion, worin gefragr wird, ob Protokolle des 4. Gewerk-
ſchafts Kongreſſes beſtellt werden. Die Delegierten fordern
den Vorſitzenden auf ſich nochmals mit den Glaſern zwecks
Gründung einer Zahlſtelle in Verbindung zu ſetzen. Nach der
Aufforderung, an der am 13. Juli ſtattfindenden Flugblattver-
breitung ſich zahlreich zu beteiligen, wird die Sitzung geſchloſſen.

Es fehlen unentſchuldigt: 1 Erdarbeiter, 1 Holzarbeiter und
2 Maurer; entſchuldigt 1 Zimmerer. Eingegangen am 6.)

Aus dem VReiche.
Berlin. Wegen Unterſchlagungen ſtaud der Gem.

kaſſen Rendant Kniſſe von Wilmersdorf vor dem Schwur-
gerichte des Landgerichtes II Berlin. Das Urteil lautete auf
drei Jahre Gefängnis wegen Urkundenfälſchung und Unter
ſchlagung unter Zubilligung mildernder Umſtände, ferner apf
Aberkennung der Fähigkeit, während des Zeitraumes von fün
Jahren ein öffentliches Amt zu bekleiden.

Reutlingen. Abgeſtürzter Redakteur. Der Redakteur
und Mitherausgeber des Reutlinger GeneralAnzeigers Spoerer
iſt bei einem Ausfluge vom Lichtenſtein -Felſen abgeſtürzt und
trug ſo ſchwere Verletzungen davon, daß er bald darauf ſtarb.

Mainz. Einen Selbſtmordverſuch hat der Redakteur
Appel aus Worms in den neuen Anlagen gemacht. Er

etzt

u

mehrere Revolverſchüſſe auf ſich ab und wurde ſchwerver

in das gebracht.Osnabrück. Ein Großfeuer hat die Osnabrücker Stahl-
werke am W heimgeſucht, das auch heute In nicht er
loſchen iſt. Ein Gebäude iſt vollſtändig zerſtört, auch eine Per
ſon ums Leben gekommen.

München. Betrogene Beamte. Der vor zwei Tagen
eröffnete Konkurs über das Vermögen der Bairiſchen Beamten-
Kreditbank, Geſellſchaft mit unbeſchränkter Haftung, ergab die
Thatſache, daß der 1899 durch Selbſtmord geſtorbene Direktor
Wachter gegen 200000 M. unterſchlagen und für koſtſpielige
Paſſionen verwendet hat. Die Beſtürzung unter den bairiſchen
Beamten, welche nun mit ihren Privatmitteln herangezogen

werden, iſt ſehr groß. gSpandau. Was die ausländiſchen Arbeitskräfte
mitbringen. Die ſchwarzen Pocken ſind auf dem Aus
wandererbahnhof Ruhleben bei Spandau ausgebrochen; mehrere
Ruſſen ſind daran erkrankt uud in der Jſolierbaracke unter
gebracht worden.

Suhl i. Thür. Aus dem geſchoſſenwurde von unerkannt gebliebenen Wilddieben auf den Stadt
förſter Gräfe; derſelbe wurde lebensgefährlich verletzt.

Kaiſerslautern. Ueberfahren wurde bei der Station
Niedermohr von einem Perſonenzuge ein Fuhrwerk an einem
Uebergange ohne Barriere. Einer Frau wurde der Kopf,
einem Knaben ein Bein abgefahren. Der x
wurde ſchwer, ein zweiter Knabe leicht verwundet. Das Pferd
wurde getötet und der Wagen zertrümmert, auch die Lokomotive
iſt ſchwer beſchädigt.

Bielefeld. Eingegangen iſt das im 39. Jahrgange er-
ſchienene Organ der freiſinnigen Partei, der Wächter.

Schweinfurt. Scharfmacher-Pleite. Die Brauerei von
Gebr. Belſchner, eine Scharfmacherfirma erſten Ranges, die
ſtets mit ihren Arbeitern im Kampfe lag, iſt in Konkurs ge-
raten.

Oldenburg. Mord und Selbſtmord. Jm Dorfe Wech-
log erſchoß der Großknecht Hilje aus Rache den Kleinknecht
Buntjes und erhängte ſich nach der That.

Leipzig. Ermordet aus der Mulde gezogen wurde
bei Wechſelburg ein Unteroffizier. Demſelben waren die Hände
und Füße zuſammengebunden und der Schädel mer

Koburg. Unter dem Verdacht des Giftmordver-
ſuch s wurde die Ehefrau des Boſſierers Geuther aus Neuſtadt
in das Gerichsgefängnis eingeliefert. Sie hatte ſich, da ihre
dreijährige Ehe keine glückliche war, bei einer Kartenlegerin Rat
r und dieſe hatte als das beſte Mittel empfohlen, den

hemann durch Gift aus dem Wege zu räumen. Die Karten-
legerin ſchickte eine giftige Subſtanz an Frau Geuther; durch
S kam jedoch die Sendung einer Namensſchweſter infolge

dreſſenverwechſelung in die Hände, wodurch das Verbrechen
aufgedeckt wurde. a Geuther hat bereits ein Geſtändnis ab
gelegt, auch iſt die Anſtiſterin verhaftet.

Vermiſchtes.
Maffſendiebſtähle im Hafen von Marſeille. Jm Hafen

von Marſeille wurden ſeit zehn Jahren Diebſtähle an Coprahs,
das ſind Kokosnußmandeln zur Oelfabrikation, ausgeführt,
Der Schaden beläuft ſich auf eine Million Franks. Der Auf-
ſeher der Laſtträger und ſieben Mann wurden verhaftet.

Eine verhängnisvolle Diebesjagd. Jn Rouen (Frank-
reich) verfolgten zwei junge Leute einen Dieb, der, um ſich in
Sicherheit zu bringen, in die Seine ſprang. Die Verfolger
ſprangen ihm nach, wobei einer von ihnen ertrank. Auch ein
Tier der dem Ertrunkenen Hilfe bringen wollte, fand den

od in den Fluten.Neue Art der Diamantenſchleiferei. Ein Jnduſtrieller
in Antwerpen hat eine neue Art Diamanten zu ſchleifen, ent-
deckt. Man legt dieſer Entdeckung große Bedeutung bei und
glaubt, daß dadurch dieſe Jnduſtrie einen neuen Aufſchwung
nehmen wird.

Ein nationaliftiſcher Schwärmer. Während des am
Sonntag in Paris ſtattgefundenen Wettſtreites verſchiedener
Turnvereine, welchem Präſident Loubet beiwohnte, drängte ſich
ein junger Mann, der auf der gleichen Tribüne wie der Präſident
latz genommen hatte, an dieſen heran und rief ihm zu: „Wenn
Sie die Turner ſo lieb haben, wie Sie behaupten, ſo laſſen Sie
Deroulède zurückkehren.“ Der junge Mann wurde ſofort aus
dem Saale entfernt

Begnadigte Spieler. Der öſtreichiſche Kaiſer hat „im
Gnadenwege“ die über die Grafen Joſeph Potocki, Nikolaus
de Szemere und Andor von Pechy wegen der Spielaffaire im
Jockeyklub verhängte Landesausweiſung aufgehoben.

4 rJ J 21

p. orben. Na wo nja haJnkau die Zahl der Cholerafälle unter den Europäern abge
nommen. mſelben Blatt wird aus Port Arthur r
daß dort ſeit dem letzten Ausbruch der Cholera zum
23. Juni 430 Perſonen an der Seuche getan ſind, daruntere b in n ſind mehrere Fälle von

olera-Erkrankungen vorgekommen.
as amerikaniſche Kapital verſchlingt die europäiſchen

Kunſtſchätze. Ein amerikaniſches Kapitaliſten Syndikat be
abſichtigt das Angebot von drei Millionen Lire zwecks Ankauf
der an Kunſtſchätzen reichen Villa Borgheſe in Rom et übere
bieten. Dadurch würde die Villa in amerikaniſchen Beſitz über

v Setzte Nachrichten.
Berlin, 1. Juli. Jnfolge des geſtrigen Uebungsmarſches

des Kaiſer Franz Regiments nach Wilhelminenort verſtarb an
Hitzſchlag im Garniſonlazarett der Landwehrmann Seifert.

Petersburg, 1. Juli. Nachdem alle perſönlichen und mili
täriſchen Maßnahmen zur Unterdrückung der Bauernunru
ſich als wirkungslos erwieſen haben, befiehlt ein kaiſerli
Ukas dem geiſtlichen Konſiſtorium zu Poltawa, durch die Geiſt
lichkeit bei den ſonn und feiertäglichen Gottesdienſten, ſowie
ſonſtigen kirchlichen Akten den Gemeindemitgliedern en,
daß ſie den von Gott und dem Zaren eingeſetzten Behörden
unbedingt Folge zu leiſten haben und nicht auf ſolche Leute
hören ſollen, die ihnen nur Schaden zufügen. (Das hilft

Trieſt, 1. Juli. Der hier Vorſtellungen gebende Zirkus
Cavatte brannte geſtern nachmittag vollſtändig nieder. Menſchenleben ſind mit zu beklagen.

Elbing, 1. Juli. Jn der Schule der Ortſchaft Juſchken, wo
ausſchließlich polniſche Bevölkerung lebt, überfiel während des
Unterrichts auf das Signal eines Schülers die geſamte Schul
jugend den Lehrer mit Stöcken. Der Angegriffene hatte ſich
nach Kräften zu wehren, um den Ueberfall abzuſchlagen.

Konſtantinopel, 1. Juli. Hier ſind 4 Peſtfälle vorgekommen,
Der Sanitätsrat traf alle erforderlichen Maßnahmen.

Briefkaſten der Redaktion.
O. M., KleinWittenberg. 1. Da giebt es keine Grenze.

Sie können 5 Mk. Buße ebenſo gut verlangen wie 10000 Mk.
Es kommt ganz auf den Beſchuldigten an, ob er darauf ein
eht. 2. Die Höhe des en ne richtet ſich nach Zahl
er zu ladenden Zeugen uſw. Jm Vertrauen geſagt: Wegen

bloßer formeller Beleidigung, a wenn Jhnen nur Schimpf-
worte angehängt worden ſind, ſollte kein denkender Arbeite
klagen. Es wird niemand dadurch zum „Eſel“, „Schuft“,

Lumpen“ uſw., daß er von jemanden als ſolcher bezeichnet wird.
Nur wenn ehrenrührige Hand lungen behauptet werden, kann
es nötig ſein, glage zu erheben, um das
Anſchuldigungen feſtſtellen zu laſſen.

ellſeher. hat ſeinen Lohn dahin.
olzweißzig. en Sie Jhren Ortsgeiſtlichen, da der

artige Beſtimmungen durch Ortsſt atut geregelt werden, nicht
aber durch ein allgemein giltiges Landesgeſetz. Wer die kirch
lichen Zeremonien noch mitmacht, der muß eben zahlen, und
darf ſich darüber nicht J. denn niemand kann ſeit 1876
nen werden, ſein K

en.

nbegründete der

nd noch taufen oder konfirmieren zu

ebrg. Sie müſſen ſich an den Vorſtand der Landesver-
her geanſtatt z Dresden mit der er d Jhnen

ate der verloren gegangenen Aufrechnu nigungenn herſenden. Sie m en dabei angeben, e c Sie
8sher abgeliefert und wo und in welchen Jahren. Die Be

ſcheinigungen werden unentgeltlich überſandt.

Standesamtliche Nachrichten.
Halle (Nord, Burgſtraße 38), 28. Juni.

Aufgeboten: Zigarrenmacher Lier und Helene Plobiſt geb.
Albrecht Albrechtſtraße 46).

Eheſchließzungen: Jngenieur Elvers und
(Altona und Heinrichſtraße 9). Former Eiſenberg und rie
Barth (Feldſtraße 4). olizeiSergeant ard und Emma
Ruſt (Fleiſcherſtraße 45). Arbeiter Schmiedel und Anna Riefen
ſtein geb. Schaaf (Große Brunnenſtraße 20 und Breiteſtraße 8).
ter Fgrie und Jda Mitſching geb. Opitz (Thalſtr. 20 und

mmendorf).
Geboren Steinmetz Burkhardt S. G egeſſree e 22).

VizeFeldwebel Jung S. (Eichendorffftr. 2). Poſtſchaffner Wehr
mann S. (Götheſtraße 9).

Geſtorben: Steueraufſehers Wiedekind Ehefrau, 57 J.
(Diakoniſſenhaus).

Halle (Süd, Steinweg 2), den 28. Juni.
Aufgeboten: Eiſendreher Landt und Luiſe Liebegott (Kiel

und re 36). Arbeiter Hermann ler undLina Beyerlein (Lerchenfeldſtraße 20 und Weißenfels). Kauf
mann Schrader und Lydia Nette (Halle a. S. und Rottels-
dorf).Sheſchliefungen: Schmied Chynackt und Anna Vogler

(Herrenſtraße 9 und Kl. Ulrichſtraße 5). Modelltiſchler Müller
und Lina Zober (Körnerſtraße 45 und Glauchgerſtraße 13).
Klempner Heinecke und Klara Buchmann (Parkſtraße 3 und
Germarſtr. 2). Maler Griebel und g Ackermann (Leipziger
ſtraße 16 und Blücherſtraße 15). Schloſſer Koſch und Lina
Dähne (Schützenſtraße 6 und Ammendorf). Geſchirrführer
Müller und W e Emmerich (Unterplan 6). Tapezierer Hennig
und Bertha Sachſe (Merſeburgerſtraße 150 und Lerchenfeld-
ſtraße 6). Maſchinenſtricker Burghardt und Jda Schröder
(Körnerſtraße 45 und Ludwigſtraße 23).

Geboren: Schuhmacher Ferkel S. (Spitze 1). Polizei
Sergeant Streufert S. (Thorſtraße 48). Arbeiter Räder S.
(Streiberſtraße 33). Arbeiter Köſter S. (Langeſtr. 21). Diätar
Voigt T. (Lerchenfeldſtraße 10). Tiſchler Prautzſch T. (Wolf-
ſtraße 2). Kaufmann Gotlaſch S. (Kirchnerſtraße 9). Arbeiter
Schiller S. (Auguſtaſtraße 15). Kunſtmaler Hamel T. (Laden
bergſtraße 2). Gaſtwirt Eckardt S. (Mansfelderſtraße 54).

eſtorben: Kaufmanns Bruns Ehefrau, 45 J. n
burgerſtraße 6). Witwe Göbel, 79 J. Glauchaerſtraße 5). Geſchirrführers Strauch T., 10 M. (Kl. Sandberg 9). Arbeiters
Bechſtedt S., 2 J. (Klinih).

30. WAufgeboten: Schloſſer Ha 3 und Martha e(Herrenſtraße 8 und Laurentiusſtraße 11). Schuhmacher Dohle
und Marie Zwar S 4 und Jakobſtraße 44). Poſtbote Reuter und Marie Brückner Taubenſtraße 4 und Sophien-
ſtraße 23). Arbeiter Litzkendorf und Luiſe Werner Ammendorf
und Lindenſtraße 78 a).

Eheſchließung: Schriftſetzer Schulze und Jda Beinroth
(Gabelsbergerſtraße 12 und Taubenſtraße 4).

Geboren Kaufmann Schmidt S. (An der Schwemme 5).
Arbeiter Krapf T. Reideburgerſtr. 2). Handelsmann Schmidt
T. (Saalberg 14). Bäckermeiſter Jünge T. (Spitze 1). Arbeiker
Schneeweiß T. (Kleine Schloßgaſſe 7). Kriminal Sergeant
Nolte T. (Zwingerſtraße 18). Kaſſierer Gelbke T. (Hochſtr. 10).
Markthelfer Andreage S. (Beeſenerſtraße 7). lenhauer
Marſchner S. (Bernhardyſtraße 8). Lithographen rüoge
(Jahnſtraße 3). Schriftſetzer Kaiſer S. (Frieſenſtr. 21). Tele
graphiſt Heinze T. (Bernhardyſtraße 27).

Geſtorben Schmiedemeiſter Broſe, 54 J. (Magdeburger-
ſtraße 40). Jnſpektor a. D. Peuſchel, 63 J. (Mansfel 51).
Schuhmacher Tempel, 70 (Steinweg 50). Schneider Schneider,
33 J. (Klinik). Theaterbeſitzer Heilig (Klinik).

Verantwortlicher Redakteur: Adolf Thiele in Dalle.
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